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Ausgegeben den 17. Februar 


Verorduungen und Bekanntmachungen der 
Königl. Regierung zu Fraukfurt a. O. 

(J) Nachdem bei der Abſtimmung ſich die 
Mehrheit der beteiligten Gewerbetreibenden für die 
Einführung des Beitrittszwanges erklärt hat, ordne 
ich hiermit an, daß mit dem Inkrafttreten des zu 
genehmigenden Statutes eine Zwangsinnung für das 
Schlächtergewerbe, deren Bezirk die Stadt Bernſtein 
und die Landgemeinden (Gutsbezirke) Groß⸗ und 
Klein⸗Ehrenberg, Bärfelde, Buchholz, Mandelkow, 
Gerzlow, Krining, Haſſelbuſch, Rehfeld, Clausdorf 
und Herzfelde umfaßt, mit dem Sitze in Bernſtein 
und unter dem Namen „Schlächterinnung (Zwangs⸗ 
innung) zu Bernſtein“ errichtet werde. 

Von dem genannten Zeitpunkte ab gehören alle 
Gewerbetreibende, welche das bezeichnete Handwerk 
betreiben, dieſer Innung an. 

Zugleich ſchließe ich zu demſelben Zeitpunkte die 
jetzige Schlächterinnung (Freie Innung) zu Bernſtein. 

Frankfurt a. O., den 9. Februar 1904. 

Der Regierungspräſident. J. A. von Wuthenau. 

(2, Der Realſchüler Richard Lankiſch in Guben 
hat am 31. Dezember v. Js. den Knaben Karras 
aus Schlaben aus der Gefahr des Ertrinkens im 
Kloſterteiche zu Neuzelle mutig und entſchloſſen gerettet. 

Dieſes opferwillige Verhalten des Genannten 
bringe ich hierdurch in lobender Anerkennung zur öffent⸗ 
lichen Kenntnis. Frankfurt a. O., den 28. Januar 1904. 

Der Regierungspräſident. von Dewitz. 

(3) An Stelle des nach Vieh berufenen 
Pfarrers Koch, bisher in Starzeddel, ift dem Pfarrer 
Sack in Großbreeſen die nebenamtliche Verwaltung 
der Kreisſchulinſpektion Guben II, welche nach ander⸗ 
weitiger Abgrenzung die Schulen der Stadt Guben, 
der Landparochie Guben und der Parochie Groß⸗ 
breeſen umfaßt, übertragen worden. 

Die Schulen der Parochie Großbreeſen ſind von 


der bisherigen Krelsſchulinſpektion Guben III abgetrennt 
worden. Frankfurt a. O., den 30. Januar 1904. 
Königliche Regierung. 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
von Schroetter. 

(4 Durch Erlaß des Herrn Miniſters für 
Land wirtſchaft, Domänen und Forſten vom 4 Fe 
bruar d. J. iſt der Negierungsb⸗zirk Stade bis auf 
weiteres für Notierungen forſtverſorgungsberechtigter 
Anwärter geſchloſſen worden. 

Der Regierungspräſident. von Dewitz. 

(5) Zufolge Anordnung des Herrn Miniſters 
der öffentlichen Arbeiten werden nachſtehend: 

1. die Bedingungen für die Bewerbung um Arbeiten 
und Lieferungen, 
2. die allgemeinen Vertragsbedingungen für die 

Ausführung von Staatsbauten und 

3. die allgemeinen Vertragsbedingungen für die 

Ausführung von Leiſtungen oder Lieferungen 
zur öffentlichen Kenntnis gebracht; dieſe Bedingungen 
kommen allgemein für die Vergebung von Arbeiten 
und Lieferungen bei der Ausführung von Bauten 
im Bereiche der Allgemeinen Bauverwaltung, der 
Staats⸗Eiſenbahn⸗ und Bergverwaltung, der Handels⸗ 
und Gewerbeverwaltung, der landwirtſchaftlichen, 
der Domänen⸗ und Forſtverwaltung, ferner der 
Verwaltung des Innern und der geiſtlichen, Unterrichts⸗ 
und Medizinal⸗Verwaltung zur Anwendung. 

Frankfurt a. O., den 5. Februar 1904. 

Der Regierungs⸗Präſident. von Dewitz. 
1. Bedingungen 
für die Bewerbung um Arbeiten und Lieferungen. 
Perſönliche Tüchtigkeit und Leiſtungsfähig⸗ 
keit der Bewerber. 

§ 1. Bei der Vergebung von Arbeiten oder 
Lieferungen hat niemand Ausſicht, als Unternehmer 
angenommen zu werden, der nicht für die tüchtige, 
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pünktliche und vollſtändige Ausführung derſelben — 
auch in techniſcher Hinſicht — die erforderliche 
Sicherheit bietet. 
Einſicht und Bezug der Verdingungs⸗ 
anſchläge x. 

8 2. Verdingungsanſchläge, Zeichnungen, Be⸗ 
dingungen ꝛc. ſind an den in der Ausſchreibung be⸗ 
zeichneten Stellen einzuſehen und werden auf Er⸗ 
ſuchen gegen Erſtattung der Selbſtkoſten verabfolgt. 

Form und Inhalt der Angebote. 

9 3. Die Angebote find unter Benutzung der 
etwa vorgeſchriebenen Formulare, von den Bewerbern 
unterſchrieben, mit der in der Ausſchreibung gefor⸗ 
derten Ueberſchrift verſehen, verſiegelt und frankiert 
bis zu dem angegebenen Termine einzureichen. 

Die Angebote müſſen enthalten: 

&) die ausdrückliche Erklärung, daß der Bewerber 
ſich den Bedingungen, welche der Ausſchrei⸗ 

bung zugrunde gelegt ſind, unterwirft; 

b) die Angabe der geforderten Preiſe nach Reichs⸗ 
währung, und zwar ſowohl die Angabe der 
Preiſe für die Einheiten, als auch der Ge⸗ 
ſammtforderung; ſtimmt die Geſamtforde⸗ 
rung mit den Einheitspreiſen nicht überein, ſo 
ſollen die letzteren maßgebend ſein; 

e) die genaue Bezeichnung und Adreſſe des Be⸗ 
werbers; 

d) ſeitens gemeinſchaftlich bietender Perſonen die 
Erklärung, daß ſie ſich für das Angebot ſoli⸗ 
dariſch verbindlich machen, und die Bezeich⸗ 
nung eines zur Geſchäftsführung und zur 
Empfangnahme der Zahlungen Bevollmäch⸗ 
tigten; letzteres Erfordernis gilt auch für die 
Gebote von Geſellſchaften; 

e) nähere Angaben über die Bezeichnung der etwa 
mit eingereichten Proben. Die Proben ſelbſt 
müſſen ebenfalls vor dem Bietungstermine 
eingeſandt und derartig bezeichnet ſein, daß 
ſich ohne weiteres erkennen läßt, zu welchem 
Angebote ſie gehören; 

f) die etwa vorgeſchriebenen Angaben über die 
Bezugsquellen von Fabrikaten. 

Angebote, welche dieſen Vorſchriften nicht ent⸗ 
ſprechen, insbeſondere ſolche, welche bis zu der feſt⸗ 
geſetzten Terminsſtunde bei der Behörde nicht ein⸗ 
gegangen ſind, welche bezüglich des Gegenſtandes von 
der Ausſchreibung ſelbſt abweichen, oder das Gebot 
an Sonderbedingungen knüpfen, haben keine Aus⸗ 
ſicht auf Berüclſichtigung. 

Es ſollen indeſſen ſolche Angebote nicht ausge⸗ 
ſchloſſen ſein, in welchen der Bewerber erklärt, ſich 
nur während einer kürzeren, als der in der Aus⸗ 
ſchreibung angegebenen Zuſchlagsfriſt an ſein An⸗ 
gebot gebunden halten zu wollen. 

Wirkung des Angebots. 

§ 4. Die Bewerber bleiben von dem Eintreffen 
des Angebots bei der ausſchreilbenden Behörde bis 
zum Ablauf der feſtgeſetzten Zuſchlagsfriſt bezw. der 


von ihnen bezeichneten kürzeren Friſt (8 3 letzter 
Abſatz) an ihre Angebote gebunden. 

Die Bewerber unterwerfen ſich mit Abgabe des 
Angebots in Bezug auf alle für ſie daraus ent⸗ 
ſtehenden Verbindlichkeiten der Gerichtsbarkeit des 
Ortes, an welchem die ausſchreibende Behörde ihren 
Sitz hat, und woſelbſt auch ſie auf Erfordern 
Domizil nehmen müſſen. 

Zulaſſung zum Eröffnungstermin. 

85. Den ewerbern und deren Bevoll⸗ 
mächtigten ſteht der Zutritt zu dem Eröffnungstermine 
frei. Eine Veröffentlichung der abgegebenen Gebote 
iſt nicht geſta ttet. 

Erteilung des Zuſchlags. 

8 6. Der Zuſchlag wird von dem ausschreiben: 
den Beamten oder von der ausſchreibenden Behörde 
oder von einer dieſer übergeordneten Behörde ent⸗ 
weder im Eröffnungstermine zu dem von dem ges 
wählten Unternehmer mit zu vollziehenden Protokoll 
oder durch beſondere ſchriftliche Mitteilung erteilt. 

Letzterenfalls iſt derſelbe mit bindender Kraft 
erfolgt, wenn die Benachrichtigung hiervon inner⸗ 
halb der Zuſchlagsfriſt als Depeſche oder Brief dem 
Telegraphen⸗ oder Poſtamt zur Beförderung an die in 
dem Angebot bezeichnete Adreſſe übergeben worden iſt. 

Trifft die Benachrichtigung trotz rechtzeitiger 
Abſendung erſt nach demjenigen Zeitpunkt bei dem 
Empfänger ein, für welchen dieſer bei ordnungs⸗ 
mäßiger Beförderung den Eingang eines rechtzeitig 
abgeſendeten Briefes erwarten darf, ſo iſt der Em⸗ 
pfänger an ſein Angebot nicht mehr gebunden, falls 
er ohne Verzug nach dem verſpäteten Eintreffen der 
Zuſchlagserklärung von ſeinem Rücktritt Nachricht 
gegeben hat. Nachricht an diejenigen Bewerber, 
welche den Zuſchlag nicht erhalten, wird nur dann 
erteilt, wenn dieſelben bei Einreichung des Ange⸗ 
bots unter Beifügung des erforderlichen Frankatur⸗ 
betrages einen desfallſigen Wunſch zu erkennen ge⸗ 
geben haben. Proben werden nur dann zurückge⸗ 
geben, wenn dies in dem Angebotsſchreiben ausdrücklich 
verlangt wird, und erfolgt alsdann die Rackſendung 
auf Koſten des betreffenden Bewerbers. Eine Rück⸗ 
gabe findet im Falle der Annahme des Angebots 
nicht ſtatt. Ebenſo kann im Falle der Ablehnung 
desſelben die Rückgabe inſowelt nicht verlangt werden, 
als die Proben bei den Prüfungen verbraucht ſind. 

Eingereichte Entwürfe werden auf Verlangen 
zurückgegeben. 

Den Empfang des Zuſchlagſchreibens hat der 
Unternehmer umgehend ſchriftlich zu beſtätigen. 

Vertragsabſchluß. 

$ 7. Der Bewerber, welcher den Zuſchlag er⸗ 
hält, iſt verpflichtet, auf Erfordern über den durch 
die Erteilung des Zuſchlages zuſtande gekommenen 
Vertrag eine ſchriftliche Urkunde zu vollziehen. 

Sofern die Unterſchrift des Bewerbers der Be⸗ 
hörde nicht bekannt iſt, bleibt vorbehalten, eine Be⸗ 
glaubigung derſelben zu verlangen. Die der Aus⸗ 
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ſchreibung zugrunde liegenden Bebingungsanſchläge, 
welche bereits durch das Angebot 


Zeichnungen ꝛc., 
anerkannt ſind, hat der Bewerber bei Abſchluß des 
Vertrages mit zu unterzeichnen. 
Kautionsſtellung. 

$ 8. Innerhalb 14 Tagen nach der Ertei⸗ 
lung des Zuſchlages hat der Unternehmer die vor⸗ 
geichviebene Kaution zu beſtellen, 
Behörde befugt iſt, von dem Vertrage zurückzutreten 
und Schadenerſatz zu beanſpruchen. 

Koſten der Aus ſchreibung 

8 9. Zu den durch die Ausſchreibung ſelbſt 
entſtehenden Koſten hat der Unternehmer nicht bei⸗ 
zutragen. 


2. Allgemeine Vertragsbedingungen für die Aus⸗ 
führung von Staatsbauten. 
3.1. Gegenſtand des Vertrages. 
1. Den Gegenſtand des Unternehmens bildet 
führung der im Vertrage bezeichneten Bau⸗ 
werke, Arbeiten oder Lieferungen. Im einzelnen 
beſtimmt ſich Art und Umfang der dem Unternehmer 
obliegenden Arbeiten oder Lieferungen nach den 
Verdingungs⸗Anſchlägen, den Zeichnungen und 
ſonſtigen als zum Vertrage gehörig bezeichneten Unter⸗ 
lagen. Die in den Verdingungs⸗Anſchlägen an⸗ 
genommenen Vorderſätze unterliegen jedoch den⸗ 
jenigen näheren Feſiſtellungen, welche — ohne 
weſentliche Aenderung der dem Vertrage zugrunde 
gelegten Bauentwürfe — bei der Ausführung ſich 
ergeben. 

2 Abänderungen der Bauentwürfe anzuordnen, 
bleibt der Verwaltung vorbehalten. Arbeiten und 
Lieferungen, welche in den Bauentwürfen nicht vor⸗ 
geſehen ſind, können dem Unternehmer nur mit 
ſeiner Zuſtimmung übertragen werden. 

3 2. Berechnung der Vergütung. 
„I. Die dem Unternehmer zukommende Ver⸗ 
gütung wird nach den wirklichen Arbeiten oder 
Lieferungen unter Zugrundelegung der vertrags⸗ 
mäßigen Einheitspreiſe berechnet. 

2. Die Vergütung für Tagelohn⸗Arbeiten erfolgt 
nach den vertragsmäßigen vereinbarten Lohnſätzen. 
8 3. Ausſchluß einer beſonderen Vergütung 

für Nebenleiſtungen. 

1. Inſoweit dafür nicht beſondere Preisanſätze 
vorgeſehen oder beſondere Beſtimmungen getroffen 
find, umfaſſen die vereinbarten Preiſe und Tage⸗ 
lohnſätze zugleich die Vergütung für die zur plan⸗ 
mäßigen Ausführung der Arbeiten oder Lieferungen 
und zur Erfüllung des Vertrages gehörenden Neben⸗ 
leiſtungen aller Art, insbeſondere für das Vorhalten 
von Werkzeug, Geräten und Rüſtungen, für die 
Herſtellung oder Unterhaltung von Zufuhrwegen 
und für die Heranſchaffung der zu den Bauarbeiten 
erforderlichen Materialien von den auf der Bau⸗ 
Kelle befindlichen Lagerplätzen nach der Verwendungs⸗ 
Nele am Bau. . 


widrigenfalls die 


2. Auch die Geſtellung der zu Abſteckungen, 
Höhenmeſſungen und Abnahmevermeſſungen, ſowie 
zu Güteprüfungen erforderlichen Arbeitskräfte und 
Geräte liegt dem Unternehmer ob, ohne daß ihm 
eine beſondere Entſchädigung hierfür gewährt wird. 

3. Etwaige Patentgebühren trägt der Unter⸗ 
nehmer. Er hat die Verwaltung gegen Patent⸗ 
anſprüche Dritter zu vertreten. I 
§ 4. Mehrarbeiten oder Mehrlieferungen. 

1. Ohne ausdrückliche ſchriftliche Anordnung 
oder Genehmigung der Verwaltung darf der Unter⸗ 
nehmer keinerlei vom Vertrage abweichende oder 
im Verdingungs⸗Anſchlage nicht vorgeſehene Arbeiten 
oder Lieferungen ausführen. 

2. Dieſem Verbot zuwider einſeitig von dem 
Unternehmer bewirkte Arbeiten oder Lieferungen iſt 
die Verwaltung befugt, auf deſſen Gefahr und 
Koſten wieder beſeitigen zu laſſen; auch hat der 
Unternehmer nicht nur keinerlei Vergütung für der⸗ 
artige Arbeiten und Lieferungen zu beanſpruchen, 
ſondern muß auch für allen Schaden aufkommen, 
welcher etwa durch die Abweichungen vom Vertrage für 
die Staatskaſſe entſtanden iſt. 

8 5. Minderarbeiten oder Minderlieferungen. 

Bleiben die ausgeführten Arbeiten oder Liefe⸗ 
rungen zufolge der von der Verwaltung getroffenen 
Anordnungen unter der im Vertrage feſtverdungenen 
Menge zurück, ſo hat der Unternehmer Anſpruch 
auf den Erſatz des ihm nachweislich hieraus ent⸗ 
ſtandenen wirklichen Schadens. 

8 6. Beginn, Fortführung und Vollendung 
der Arbeiten oder Lie ferungen. 

4. Der Beginn, die Fortführung und Vollendung 
der Arbeiten oder Lieferungen haben innerhalb der 
in den beſonderen Bedingungen feſtgeſetzten Friſten 
zu erfolgen. 

2. Iſt im Vertrage über den Beginn der Ar⸗ 
beiten oder Lieferungen eine Vereinbarung nicht 
enthalten, ſo hat der Unternehmer ſpäteſtens 14 Tage 
nach ſchriftlicher Aufforderung ſeitens der Ver⸗ 
waltung zu beginnen. 

3. Die Arbeit oder Lieferung muß im Ver⸗ 
hältnis zu den bedungenen Vollendungsfriſten fort⸗ 
geſetzt angemeſſen gefördert werden (§ 12). 

4. Die Zahl der zu verwendenden Arbeits⸗ 
kräfte und Gerate, ſowie die Vorräte an Mate⸗ 
rialien müſſen allezeit den übernommenen Arbeiten 
oder Lieferungen entſprechen. 

§ 7. Vertragsſtrafe. 

1. Die Berechtigung der Verwaltung, eine 
Vertragsſtrafe von dem Guthaben des Unternehmers 
einzubehalten, richtet ſich nach §88 339 bis 341 
B. G.⸗B's. 

2. Die Vertragsſtrafe gilt nicht als erlaſſen, wenn 
die Verwaltung verſpätetete oder ungenügende Arbeiten 
oder Lieferungen vorbehaltlos angenommen hat. 

3. Für die Berechnung einer Vertragsſtrafe bei 
Arbeiten oder Lieferungen iſt der Zeitpunkt maß⸗ 
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gebend, zu welchem die Arbeit nach dem Vertrage 
fertiggeſtellt oder die Anlieferung an dem im 
Vertrage bezeichneten Anlieferungsorte ſtattfinden 
ſollte. 

4. Eine tageweiſe zu berechnende Vertrags⸗ 
ſtrafe für verſpätete Ausführung von Arbeiten oder 
Lieferungen bleibt für die in der Zeit einer Ver⸗ 
zögerung fallenden Sonntage und allgemeinen 
Feiertage außer Anſatz. 

§ 8 Behinderung der Bauausführung. 

1. Glaubt der Unternehmer ſich in der ordnungs⸗ 
mäßigen Fortführung der übernommenen Arbeiten 
oder Lieferungen durch Anordnungen der Verwal⸗ 
tungen, durch höhere Gewalt oder durch das nicht 
gehörige Fortſchreiten der Arbeiten oder Lieferungen 
anderer Unternehmer behindert, ſo hat er der Ver⸗ 
waltung hiervon ſofort Anzeige zu erſtatten. 

2. Unterläßt der Unternehmer dieſe Anzeige, ſo 
ſteht ihm ein Anſpruch auf Berückſichtigung der an⸗ 
geblich hindernden Umſtände nicht zu. 

3. Der Verwaltung bleibt es vorbehalten, 
falls die bezüglichen Beſchwerden des Unternehmers 
für begründet zu erachten ſind, eine angemeſſene 
Verlängerung der im Vertrage feſtgeſetzten 
Vollendungefriſten — längſtens bis zur Dauer der 
betreffenden Arbeitshinderung — zu bewilligen. 

4 Nach Beſeitigung der Hinderungen ſind die 
Arbeiten ohne weitere Aufforderung ungeſäumt wieder 
aufzunehmen. 

8 9. Unterbrechung der Bauausführung. 

1. Für die bei Eintritt einer Unterbrechung 
oder gänzlichen Einſtellung der Ausführung bereits 
geleiſteten Arbeiten oder Lieferungen erhält der 
Unternehmer die den vertragsmäßig bedungenen 
Preiſen entſprechende Vergütung. Iſt für 
verſchiedenwertige Arbeiten oder Lieferungen 
ein nach dem Durchſchnitt bemeſſener Einheitspreis 
vereinbart, ſo iſt unter Berückſichtigung des höheren 
oder geringeren Wertes der ausgeführten Arbeiten 
oder Lieferungen gegenüber den noch rückſtändigen 
ein von dem verabredeten Durchſchnittspreiſe ent⸗ 
ſprechend abweichender neuer Einheitspreis für das 
Geleiſtete beſonders zu ermitteln und darnach die 
zu gewährende Vergütung zu berechnen. 

2. Außerdem kann der Unternehmer den Erſatz 
des ihm nachweislich entſtandenen wirklichen 
Schadens beanſpruchen, wenn die die Fortſetzung der 
Arbeiten oder Lieferungen hindernden Umſtände 
entweder von der Verwaltung verſchuldet ſind oder 
— inſoweit zufällige von dem Willen der Ver⸗ 
waltung unabhängige Umſtände in Frage ftehen — 
ſich auf Seiten der Verwaltung zugetragen haben 

3. Eine Entſchädigung für entgangenen Gewinn 
kann in keinem Falle beanſprucht werden 

4. In gleicher Weiſe iſt der Unternehmer zum 
Schadenserſatz verpflichtet, wenn die die Unter⸗ 
brechung veranlaſſenden Umſtände von ihm verſchuldet 
find oder auf feiner Seite ſich zugetragen haben (8 18). 


5. Iſt die Unterbrechung durch Naturereigniſſe 
herbeigeführt worden, ſo kann der Unternehmer 
einen Schadenserſatz nicht beanſpruchen. 

6. Dauert die Unterbrechung länger als 6 Mo⸗ 
nate, ſo ſteht beiden Teilen der Rücktritt vom 
Vertrage frei. Die Rücktrittserklärung muß ſchrift⸗ 
lich und ſpäteſtens 14 Tage nach Ablauf jener 
6 Monate dem andern Teile zugeſtellt werden; 
andernfalls bleibt — unbeſchadet der inzwiſchen 
etwa erwachſenen Anſprüche auf Schadenserſatz oder 
Vertragsſtrafe — der Vertrag mit der Maßgabe in 
Kraft, daß die darin ausbedungene Vollendungsfriſt 


um die Dauer der Unterbrechung verlängert wird. 


§ 10. Güte der Arbeiten oder Lieferungen. 

1. Die Arbeiten oder Lieferungen müſſen den 
beſten Regeln der Technik und den beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen des Vertrages entſprechen 

2. Bei den Arbeiten dürfen nur tüchtige und 
geübte Arbeiter beſchäftigt werden. 

3. Arbeiten, welche die Verwaltung den ge⸗ 
dachten Bedingungen nicht entſprechend findet, ſind 
ſofort und unter Ausſchluß der Anrufung eines 
Schiedsgerichts zu beſeitigen und durch untadelhafte 
zu erſetzen. Fuͤr hierbei entſtehende Verluſte an 
Materialien hat der Unternehmer die Staatskaſſe 
ſchadlos zu halten. 

4. Arbeiter, welche nach dem Urteile der 
Verwaltung untüchtig ſind, müſſen auf Verlangen 
entlaſſen und durch tüchtige erſetzt werden. 

5. Materialien, welche dem Vertrage nicht 
entſprechen, ſind auf Anordnung der Verwaltung 
innerhalb einer zu beſtimmenden Friſt von der 
Bauſtelle zu entfernen, widrigenfalls ſie auf Koſten 
und für Rechnung des Unternehmers beliebig ver⸗ 
äußert werden können. 

6. Behufs Ueberwachung der Ausführung der 
Arbeiten, ſowie zur Vornahme von Material⸗ 
prüfungen ſteht den Beauftragten der Verwaltungen 
jederzeit während der Arbeitsſtunden der Zutritt zu 
den Arbeitsplätzen und Werkſtätten frei, in welchen 
zu dem Unternehmen gehörige Gegenſtände an⸗ 
gefertigt werden. 

7. Auf Verlangen hat der Unternehmer den 
Beginn der Herſtellungsarbeiten rechtzeitig der Ver⸗ 
waltung anzuzeigen. 

8. Entſtehen zwiſchen der Verwaltung und dem 
Unternehmer Meinungsverſchiedenheiten über die 
Zuverläſſigkeit der bei Prüfung der Materialien 
angewendeten Maſchinen oder Unterſuchungsarten, 
ſo kann der Unternehmer eine weitere Prüfung in 
den Königlichen Verſuchsanſtalten zu Charlottenburg 
verlangen, deren Feſtſetzungen endgültig entſcheidend 
ſind. Die hierbei entſtehenden Koſten trägt der 
unterliegende Teil. 

8 11. Erfüllung der dem Unternehmer Hand» 
werkern und Arbeitern gegenüber obliegen⸗ 
den Verbindlichkeiten. 

1. Der Unternehmer hat der Vorwaltung über 
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die mit Handwerkern und Arbeitern wegen der 
Ausführung der Arbeiten und Lieferungen abge⸗ 
ſchloſſenen Verträge und deren Erfüllung jederzeit 
auf Erfordern Auskunft zu erteilen. Die Verwaltung 
kann die Leiſtung einer Abſchlagszahlung oder der 
Schlußzahlung verweigern, bis eine ihr genügende 
Auskunft vorliegt. 

2. Sollte der Unternehmer die ihm aus den 
Verträgen mit ſeinen Handwerkern und Arbeitern 
obliegenden Verpflichtungen nicht oder nicht pünktlich 
erfüllen, ſo bleibt der Verwaltung das Recht vor⸗ 
behalten, die von dem Unternehmer geſchuldeten 
Beträge für deſſen Rechnung aus ſeinem Guthaben 
oder der geſtellten Sicherheit unmittelbar an die 
Berechtigten zu zahlen. Der Unternehmer hat die 
hierzu erforderlichen Lohnliſten und ſonſtigen Unter⸗ 
lagen der Verwaltung zur Verfügung zu ftellen, auf 
Erfordern auch eine Erklärung abzugeben, ob und 
inwieweit er die Anſprüche der Handwerker und 
Arbeiter als begründet anerkennt. Geht die Er⸗ 
klärung nicht in der beſtimmten Friſt ein, ſo kann 
der Unternehmer Einwendungen gegen die Anſprüche 
der Verwaltung gegenüber nicht geltend machen. 
§ 12. Friſten für die Beſeitigung von 

Mängeln. 

Wenn 


a) die Arbeiten oder Lieferungen des Unternehmers 
untüchtig ſind, oder 
b) die Arbeiten oder Lieferungen nach Maßgabe 


der verlaufenen Zeit nicht genü [ 
find, 2 2 Zeit nicht genügend gefördert 


e) der Unternehmer den von der Verwaltung 
gemäß § 11 getroffenen Anordnungen nicht 
nachkommt, 

ſo iſt er zur Beſeitigung der vorliegenden 
Mängel oder zur Befolgung der getroffenen An⸗ 
ordnung unter Bewilligung einer angemeſſenen Friſt 
anzufordern. Die Friſtbeſtimmung erfolgt unbe⸗ 
ſchadet der der Verwaltung ſchon vor Ablauf der 
Friſt zuſtehenden Rechte, insbeſondere des Rechts 
auf Einziehung verwirkter Vertragsſtrafen § 7). 

5 13. Entziehung der Arbeiten oder Liefe⸗ 

rungen. 

145 Kommt der Unternehmer innerhalb der 
Friſt den Anordnungen der Verwaltung nicht nach, 
handelt er den ihm durch § 10 Abſatz 8 und 5 
auferlegten Verpflichtungen zuwider, oder wird die 
Sicherheitsleiſtung ( 26) nicht ſpäteſtens binnen 
14 Tagen nach Aufforderung bewirkt, ſo iſt die 
Verwaltung berechtigt, nach ihrer Wahl entweder 

a) gänzlich vom Vertrage zurückzutreten und 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu ver⸗ 
langen, oder 

b) dem Unternehmer die weitere Ausführung der 
Arbeiten oder Lieferungen ganz oder teilweiſe 
zu entziehen und Schadenserſaßz wegen nicht 
genügender oder verſpäteter Erfüllung zu 
verlangen, oder 


e) auf der Erfüllung der dem Unternehmer 
obliegenden Verpflichtungen vorbehaltlich aller 
Schadenserſatzanſprüche zu beſtehen. 

Entſcheidet ſie ſich gemäß a) oder b), ſo teilt 
ſie dies dem Unternehmer mittelſt eingeſchriebenen 
Briefes mit. Erfolgt keine Mitteilung, ſo iſt an⸗ 
zunehmen, daß fie ſich gemäß c) entſchieden habe. 

2. Werden dem Unternehmer die Arbeiten oder 
Lieferungen ganz oder teilweiſe entzogen, ſo kann 
die Verwaltung unbeſchadet ihrer Schadenserſatz⸗ 
anſprüche den noch nicht vollendeten Teil auf ſeine 
Koſten ausführen laſſen oder ſelbſt für ſeine Rech⸗ 
nung ausführen. N 

3 Auf die Berechnung der für die aus⸗ 
geführten Arbeiten oder Lieferungen dem Unter⸗ 
nehmer zuſtehenden Vergütung und den Umfang 
ſeiner Verpflichtung zum Schadenserſatz finden die 
Beſtimmungen im 8 9 entsprechende Anwendung. 

4. Nach beendeter Arbeit oder Lieferung wird 
dem Unternehmer eine Abrechnung mitgeteilt. 

5. Abſchlagszahlungen 8 22) können im Falle 
der Arbeitsentziehung dem Unternehmer nur inner⸗ 
halb desjenigen Betrages gewährt werden, welcher 
für ihn als ſicheres Guthaben unter Berückſichtigung 
der entſtandenen Gegenanſprüche ermittelt iſt. 

§ 14. Ordnungsvorſchriften. 

1. Der Unternehmer oder deſſen Vertreter 
muß ſich zufolge Aufforderung auf der Bauſtelle 
einfinden, ſo oft nach dem Ermeſſen der Verwaltung 
die zu treffenden baulichen Anordnungen ein mündliches 
Benehmen auf der Bauſtelle erforderlich machen. Die 
ſämtlichen auf dem Bau beſchäftigten Bevollmäch⸗ 
tigten, Gehülfen und Arbeiter des Unternehmers 
ſind bezüglich der Bauausführung und der Aufrecht⸗ 
erhaltung der Ordnung auf dem Bauplatze den 
Anordnungen der Verwaltung unterworfen. Im 
Falle des Ungehorſams kann ihre ſofortige Ent⸗ 
fernung von der Bauſtelle verlangt werden. 

2. Der Unternehmer hat, ſoweit es ſeinen 
Arbeitern nicht ſelbſt möglich iſt, angemeſſene 
Unterkunft oder Verpflegung zu entſprechenden 
Preiſen zu finden, die dazu erforderlichen Ein⸗ 
richtungen auf eigene Koſten zu treffen. Er hat 
den in dieſer Beziehung an ihn geſtellten An⸗ 
forderungen der Verwaltung zu genügen. Auch im 
übrigen hat er denjenigen Anordnungen zu ent⸗ 
ſprechen, welche zur Sicherung der Geſundheit ſeiner 
Arbeiter und zur Wahrung der Reinlichkeit von der 
Verwaltung getroffen werden. Abtritte find an den 
ihm angewieſenen Plätzen herzuſtellen, regelmäßig 
zu desinfizieren und demnächſt wieder zu beſeitigen. 
Der Unternehmer iſt ferner verpflichtet, auf den Bau⸗ 
ſtellen die zur erſten Hülfeleiſtung vor Ankunft des Arztes 
erforderlichen Verbandmittel und Arzneien nach den 
Weiſungen der Verwaltung bereit zu halten. Die 
Verwaltung iſt berechtigt, die ordnungsmäßige As 
führung der auf Grund der Beſtimmungen dieſes 
Abſatzes getroffenen Anordnungen zu überwachen. 
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3 Der Unternehmer hat überhaupt Räume, 
Vorrichtungen oder Gerätſchaften, die er zur Ver⸗ 
richtung der Dienſte zu beſchaffen hat, ſo einzurichten 
und zu unterhalten, und Dienſtleiſtungen, die unter 
ſeiner Anordnung oder ſeiner Leitung vorzunehmen 
ſind, ſo zu regeln, daß die Angeſtellten und Arbeiter 
gegen Gefahr für Leben und Geſundheit ſoweit ge⸗ 
ſchützt ſind, als die Natur der Dienſtleiſtung es ge⸗ 
ſtattet 8 618 B. G.⸗B's). 

4. Für die Bewachung ſeiner Gerüſte, Werk⸗ 
zeuge, Geräte u. ſ. w., ſowie ſeiner auf der Bau⸗ 
ſtelle lagernden Materialien Sorge zu tragen, iſt 
lediglich Sache des Unternehmers. 

$ 15. Mitbenutzung von Rüſtungen. 

Die von dem Unternehmer hergeſtellten 
Rüſtungen ſind während ihres Beſtehens auch anderen 
Bauhandwerkern unentgeltlich zur Benutzung zu 
überlaſſen. Aenderungen an den Rüſtungen im 
Intereſſe der bequemeren Benutzung ſeitens der 
übrigen Bauhandwerker vorzunehmen, iſt der Unter⸗ 
nehmer nicht verpflichtet. 
§ 16. Beobachtung polizeilicher Vorſchriften, 
Haftung des Unternehmers für ſeine An⸗ 

geſtellten. 

1. Für die Befolgung der für Bauausführungen 
beſtehenden polizeilichen Vorſchriften und der etwa 
beſonders ergehenden polizeilichen Anordnungen iſt 
der Unternehmer für den ganzen Umfang ſeiner ver⸗ 
tragsmäßigen Verpflichtungen verantwortlich. Koſten, 
welche ihm dadurch erwachſen, können der Staats⸗ 
kaſſe gegenüber nicht in Rechnung geſtellt werden 

2. Der Unternehmer trägt insbeſondere die 
Verantwortung für die gehörige Stärke und ſonſlige 
Tüchtigkeit der Rüſtungen, Transportbrücken u. ſ w. 
Dieſer Verantwortung unbeſchadet iſt er aber auch 
verpflichtet, eine von der Verwaltung angeordnete 
Ergänzung und Verſtärkung der Rüſtungen, Trans⸗ 
portbrücken u. ſ w. unverzüglich und auf eigene 
Koſten zu bewirken. 

§ 17. Krankenverſicherung der Arbeiter. 

1. Auf Verlangen der Verwaltung hat der 
Unternehmer gegen Beſtellung ausreichender Sicher⸗ 
heit eine den Vorſchriften der 88 69 bis 72 des 
Krankenverſicherungsgeſetzes unterliegende Bau⸗ 
Krankenkaſſe entweder für ſeine verſicherungspflich⸗ 
tigen Arbeiter und Angeſtellten allein oder mit 
anderen Unternehmern, welchen die Ausführung von 
Arbeiten auf eigene Rechnung übertragen wird, 
gemeinſam zu errichten Eine für den ſtändigen 
Betrieb des Unternehmers bereits beſtehende Betriebs⸗ 
Krankenkaſſe kann unter den im 8 70 des Kranken⸗ 
verficherungsgeſetzes vorgeſehenen Bedingungen für 
das von dem Unternehmer bei der ſtaatlichen 
Bauausführung verwendete Perſonal als Bau⸗ 
Krankenkaſſe anerkannt werden. 

2. Errichtet die Verwaltung ſelbſt eine Bau⸗ 
Krankenkaſſe, ſo gehören die von dem Unternehmer 


bei der Bauausführung beſchäftigten verſicherungs⸗ 


pflichtigen Perſonen mit dem Tage des Eintritts in die 
Beſchäftigung der Bau⸗Krankenkaſſe als Mitglieder an. 
Befreit von dieſer Zugehörigkeit ſind nur diejenigen Per⸗ 
ſonen, welche einer nach dem vorhergehenden Abſatze als 
Bau⸗Krankenkaſſe anerkannten Krankenkaſſe oder einer 
den Anforderungen des § 75 des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes entſprechenden Hülfskaſſe als Mitglieder an⸗ 
gehören. Der Unternehmer erkennt das Statut der 
von der Verwaltung errichteten Bau⸗Krankenkaſſe 
als für ihn verbindlich an. Zu den Koſten der 
Rechnungs⸗ und Kaſſenführung hat er auf Ver⸗ 
langen der Verwaltung einen von dieſer anteilig 
feſtzuſetzenden Beitrag zu leiſten. 

3. Unterläßt es der Unternehmer, die Kranken⸗ 
verſicherung der von ihm beſchäftigten verſicherungs⸗ 
pflichtigen Perſonen zu bewirken, ſo iſt er verpflichtet 
alle Aufwendungen zu erſtatten, welche etwa der 
Verwaltung hinſichtlich der von ihm beſchäftigten 
Perſonen durch Erfüllung der aus dem Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetze ſich ergebenden Verpflichtungen 
erwachſen. 

4. Etwaige in dieſem Falle von der Bau⸗ 
Krankenkaſſe ſtatutenmäßig geleiſtete Unterſtützungen 
ſind von dem Unternehmer gleichfalls zu erſetzen. 

5. Die von dem Unternehmer beſtellte Sicher⸗ 
heit haftet auch für die Erfüllung der ſämtlichen 
vorſtehend bezeichneten Verpflichtungen in Bezug auf 
die Krankenverſicherung. 
§ 18. Haftpflicht des Unternehmers bei Ein⸗ 

griffen in die Rechte Dritter. 

1. Für unbefugtes Betreten, ſowie für Beſchädi⸗ 
gungen angrenzender Ländereien, insbeſondere durch 
Entnahme oder Auflagerung von Erde oder anderen 
Gegenſtänden außerhalb der ſchriftlich dazu an⸗ 
gewieſenen Flächen, ingleichen für die Folgen eigen⸗ 
mächtiger Verſperrungen von Wegen oder Waſſer⸗ 
läufen haftet ausſchließlich der Unternehmer, mögen 
dieſe Handlungen von ihm oder von ſeinen Bevoll⸗ 
machtigten, Gehülfen oder Arbeitern vorgenommen ſein. 

2. Für den Fall einer ſolchen widerrechtlichen 
und nach pflichtmäßiger Ueberzeugung der Ver⸗ 
waltung dem Unternehmer zur Laſt fallenden Be⸗ 
ſchädigung erklärt ſich dieſer damit einverſtanden, 
daß die Verwaltung auf Verlangen des Beſchädigten 
durch einen nach Anhörung des Unternehmers von 
ihr zu wählenden Sachverſtändigen auf ſeine Koſten 
den Betrag des Schadens ermittelt und für ſeine 
Rechnung an den Beſchädigten auszahlt, im Falle 
eines rechtlichen Zahlungshinderniſſes aber hinterlegt, 
ſofern die Zahlung oder Hinterlegung mit der Maß⸗ 
gabe erfolgt, daß dem Unternehmer die Rückforde⸗ 
rung für den Fall vorbehalten bleibt, daß auf ſeine 
gerichtliche Klage dem Beſchädigten der Erſatzan⸗ 
ſpruch ganz oder teilweiſe aberkannt werden ſollte. 
$ 19. Auf meſſungen während des Baues 

und Abnahme. 

1. Die Verwaltung iſt berechtigt, zu verlangen, 
daß über alle ſpäter nicht mehr nachzumeſſenden 


Arbeiten von den beiderſeits zu bezeichnenden Be⸗ 
auftragten während der Ausführung gegenſeitig an⸗ 
zuerkennende Aufzeichnungen geführt werden, welche 
demnächſt der Berechnung zugrunde zu legen find. 
2. Von der Vollendung der Arbeiten oder 
Lieferungen hat der Unternehmer der Verwaltung 
durch eingeſchriebenen Brief Anzeige zu machen, 
worauf der Termin für die Abnahme mit tun 
lichſter Beſchleunigung anberaumt und dem Unter: 


nehmer ſchriftlich gegen Behändigungsſchein oder 
re eingeſchriebenen Briefes bekannt gegeben 
wird. 


8. Sollen die Arbeiten oder Lieferungen zu 
einem vertraglich beflimmten Zeitpunkte erfolgen, ſo 
iſt der Unternehmer nicht berechtigt, die Abnahme 
vor jenem Zeitpunkte zu verlangen. 

4. Ueber die Abnahme wird in der Regel eine 
Verhandlung aufgenommen. Auf Verlangen des 
Unternehmers muß dies geſchehen. Die Verhand- 
iung iſt von dem Unternehmer oder dem für ihn 
etwa erſchienenen Vertreter mit zu vollziehen. 

5. Von der über die Abnahme aufgenommenen 
Verhandlung wird dem Unternehmer auf Verlangen 
beglaubigte Abſchrift mitgeteilt. 

6. Erſcheint in dem zur Abnahme anberaumten 
Termine gehöriger Benachrichtigung ungeachtet 
weder der Unternehmer ſelbſt noch ein Vertreter für 
ihn, jo gelten die durch die Beauftragten der Ver: 
waltung bewirkten Aufnahmen und ſonſtigen Feſt⸗ 
ſtellungen als anerkannt. 

7. Auf die Feſtſtellung des von dem Unter⸗ 
nehmer Geleiſteten im Falle der Entziehung der 
Arbeiten oder Lieferungen ($ 18) findet dieſe Be⸗ 
ſtimmung gleichmäßig Anwendung. 

8. Müſſen Teillieferungen fofort nach ihrer 
Anlieferung abgenommen werden, ſo bedarf 
es einer beſonderen Benachrichtigung des Unter⸗ 
nehmers hiervon nicht, vielmehr iſt es ſeine Sache, 
für ſeine Anweſenheit oder Vertretung bei der Ab⸗ 
nahme Sorge zu tragen. 

20. Rechnungs⸗Aufſtellung. 

1. Bezüglich der förmlichen Aufftellung der 
Rechnung, welche in der Form, Ausdrucksweiſe, 
Bezeichnung der Bauteile und Reihenfolge der 
Poſten genau nach dem Verdingungsanſchlage 
einzurichten iſt, hat der Unternehmer den von der 
Verwaltung geſtellten Anforderungen zu entsprechen. 

2. Etwaige Mehrarbeiten oder Mehrlieferungen 
ſind in beſonderer Rechnung nachzuweisen, unter 
deutlichem Hinweis auf die ſchriftlichen Verein⸗ 

urungen, welche darüber getroffen worden ſind. 
8 21. Tagelohnrechn ungen. 

1. Werden im Auftrage der Verwaltung 
ſeitens des Unternehmers Arbeiten im Tagelohn 
ausgeführt, fo ift die Liſte der hierbei beſchäftigten 
Arbeiter dem bauleitenden Beamten oder deſſen 

ertreter behufs Prüfung ihrer Richtigkeit täglich 
ulegen. Etwalge Ausſtellungen dagegen find 


dem Unternehmer binnen längſtens 8 Tagen mit⸗ 
zuteilen. 


2. Bleiben bei der Schlußabrechnung Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten zwiſchen der Verwaltung und dem 
ſoll dieſem gleichwohl das 
ihm unbeſtritten zuſtehende Guthaben nicht vorent⸗ 


3. Vor Empfangnahme des von der Ver⸗ 
waltung als Reſtguthaben zur Auszahlung an⸗ 
gebotenen Betrages muß der Unternehmer alle An⸗ 
ſprüche, welche er aus dem Vertragsverhältnis über 
die behördlicherſeits anerkannten hinaus etwa noch 
zu haben vermeint, beſtimmt bezeichnen und ſich 
vorbehalten, widrigenfalls die Geltendmachung dieſer 
Anſprüche ſpäter ausgeſchloſſen iſt. 

$ 24. Zahlende Kaſſe. 

Alle Zahlungen erfolgen, ſofern nicht in den 
beſonderen Bedingungen etwas anderes feſtgeſetzt 
iſt, auf der Kaſſe der Verwaltung, für welche die Ar⸗ 
beiten oder Lieferungen ausgeführt werden. 

§ 25. Ge währleiſtung. 

1. Die in den beſonderen Bedingungen des 
Vertrages vorgeſehene, in Ermangelung ſolcher nach 
den allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften ſich be⸗ 
ſtimmende Friſt für die dem Unternehmer obliegende 
Gewährleiſtung für die Güte der Arbeit oder der 
Materialien beginnt mit dem Zeitpunkte der Ab⸗ 
nahme der Arbeit oder Lieferung 

2. Der Einwand nicht rechtzeitiger Anzeige von 
Mängeln gelieferter Waaren (8 377 des Handels⸗ 
geſetzbuches) iſt nicht ſtatthaft. 

8 26. Sicherheitsleiſtung. 

1. Die Sicherheit für die vollſtändige Vertrags⸗ 
erfüllung kann durch Bürgen oder Pfänder beſtellt 
werden; durch Bürgen jedoch nur mit Einwilligung 
der Verwaltung. Der Bürge hat einen Bürgſchein 
nach Anordnung der Verwaltung auszuſtellen. 

2. Die Höhe der zu beſtellenden Pfänder be⸗ 
trägt fünf (5) vom Hundert der Vertragsſumme, 
ſoweit nicht ein Anderes beftimmt it. 

3. Die Verwaltung kann die Hinterlegung 
eines Generalpfandes zulaſſen, das für alle von 
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dem Unternehmer im Bereiche der Verwaltung ver⸗ 
tragsmäßigübernommenen Verpflichtungen haftet. Die 
Höhe des Generalpfandes wird verwaltungsſeitig nach 
dem Durchſchnittswert ſämtlicher von dem Unter⸗ 
nehmer auszuführenden oder in den letzten drei 
Jahren ausgeführten Arbeiten oder Lieferungen be⸗ 
meſſen und feſtgeſetzt. 

4. Die Verwaltung behält ſich das Recht vor, 
das Generalpfand jederzeit bis höchſtens zum Ge⸗ 
ſammtbetrage der Einzelpfänder, an deren Stelle 
es beſtellt iſt, zu erhöhen, ſofern es zur Sicher⸗ 
ſtellung der Verbindlichkeiten des Unternehmers nach 
ihrem Ermeſſen nicht genügt. Sie iſt berechtigt, 
ihr Einverſtändnis mit der Beſtellung eines General⸗ 
pfandes jederzeit zurückzuziehen und zu verlangen, daß 
an deſſen Stelle innerhalb der von ihr zu be⸗ 
ſtimmenden Friſt die erforderlichen Einzelpfänder 
hinterlegt werden. Die Freigabe des Generalpfandes 
erfolgt in dieſem Falle nicht vor Stellung ſämt⸗ 
licher Einzelpfänder. 

5. Zum Pfande können beſtellt werden entweder 
Forderungen, die in das Neichsſchuldbuch oder in 
das Staatsſchuldbuch eines Bundesſtaats eingetragen 
find; oder baares Geld, Wertpapiere, Depotſcheine 
der Reichsbank, Sparkaſſenbücher oder Wechſel. 

6., Hinterlegtes bares Geld geht in das 
Eigentum der Verwaltung über. Es wird nicht 
verzinſt. Dem Unternehmer ſteht ein Anſpruch auf 
Rückerſtattung nur dann zu, wenn er aus dem Ver⸗ 
trage nichts mehr zu vertreten hat. 

7. Als Wertpapiere werden angenommen die 
Schuldverſchreibungen, welche von dem Deutſchen 
Reiche oder von einem Deutſchen Bundesſtaate aus⸗ 
geſtellt oder gewährleiſtet ſind, ſowie die Stamm⸗ 
und Stamm⸗Prioritäts⸗Aktien und Prioritäts⸗Obli⸗ 
gationen derjenigen Eiſenbahnen, deren Erwerb 
durch den preußiſchen Staat geſetzlich genehmigt iſt, 
zum vollen Kurs werte, die übrigen bei der Deutſchen 
Reichsbank beleihbaren Effekten zu dem daſelbſt be⸗ 
leihbaren Bruchteil des Kurswertes. 

8. Depotſcheine der Reichsbank über hinterlegte 
verpfändungsfähige (vergl zu 7) Wertpapiere werden 
angenommen, wenn gleichzeitig eine Verpfändungs⸗ 
urkunde des Unternehmers und eine Aushändigungs⸗ 
beſcheinigung der Reichsbank nach Anordnung der 
Verwaltung überreicht wird. 

9. Sparkaſſenbücher werden nach dem Ermeſſen 
der Verwaltung angenommen. Gleichzeitig iſt über 
das Sparkaſſenguthaben eine Verpfändungsurkunde 
nach Anordnung der Verwaltung auszuſtellen. 

10. Wechſel werden nach dem Ermeſſen der 
Verwaltung angenommen, wenn ſie an den durch 
die zuſtändige Verwaltungsbehörde vertretenen Fiskus 
bei Sicht zahlbar, gezogen und acceptiert ſind, eigene 
Wechſel nur, wenn ſie bei Sicht zahlbar und 
avaliert ſind und als Wechſelnehmer der Fiskus 
bezeichnet iſt. 

11. Die Ergänzung einer Pfandbeſtellung kann 


gefordert werden, falls dieſe in Folge theilweiſer 
Inanſpruchnahme oder eines Kursrückganges nicht 
mehr genügend Deckung bietet. f 

12. Die Befriedigung aus den verpfändeten 
Schuldbuchforderungen, Wertpapieren, Depotſcheinen, 
Sparkaſſenbüchern und Wechſeln erfolgt nach den 
geſetzlichen Beſtimmungen. Die Verwaltung behält 
ſich das Recht vor, jederzeit an Stelle einer in 
Wechſeln oder Bürgſchaften beſtellten Sicherheit 
anderweit Sicherheit zu fordern. 

13. Wertpapieren ſind ſtets die Erneuerungs⸗ 
ſcheine beizufügen. 

14. Zins⸗, Renten⸗ und Gewinnanteils⸗Scheine 
können dem Unternehmer auf Grund des Vertrages 
belaſſen werden Andernfalls werden ſie, ſo lange 
als nicht eine Veräußerung der Wertpapiere zur 
Deckung entſtandener Verbindlichkeiten in Ausſicht 
genommen werden muß, zu den Fälligkeitstagen 
dem Unternehmer ausgehändigt. 

15. Die Verwaltung überwacht nicht, ob die 
ihr verpfändeten Wertpapiere, Depotſcheine, Spar⸗ 
kaſſenbücher und Wechſel zur Auszahlung aufgerufen, 
ausgeloſt oder gekündigt werden, oder ob ſonſt eine 
Veränderung betreffs ihrer eintritt. Hierauf zu 
achten und das Geeignete zu veranlaſſen, iſt lediglich 
Sache des Verpfänders, den auch allein die nach⸗ 
teiligen Folgen treffen, wenn die nötigen Maß⸗ 
regeln unterbleiben. 

16. Die Rückgabe der Pfänder, ſoweit ſie für 
Verbindlichkeiten des Unternehmers nicht in Anſpruch 
zu nehmen ſind, erfolgt, falls ſie nicht als General⸗ 
pfand beſtellt ſind, nachdem der Unternehmer die 
ihm obliegenden Verpflichtungen vollſtändig erfüllt 
hat, und inſoweit die Pfänder zur Sicherung der 
Verpflichtung zur Gewährleiſtung dienen, nachdem 
die Gewährleiſtungszeit abgelaufen iſt. In Er⸗ 
mangelung anderweiter Verabredung gilt ‚als. ber 
dungen, daß die Pfänder in ganzer Höhe zur Deckung 
der aus der Gewährleiſtung ſich ergebenden Ver⸗ 
bindlichkeiten einzubehalten ſind. f - 

§ 27. Uebertragbarkeit des Vertrages. 

1. Ohne Genehmigung der Verwaltung darf 
der Unternehmer ſeine vertragsmäßigen Verpflichtun⸗ 
gen nicht auf andere übertragen. 

2. Verfällt der Unternehmer vor Erfüllung des 
Vertrages in Konkurs, ſo iſt die Verwaltung be⸗ 
rechtigt, den Vertrag mit dem Tage der Konkurs⸗ 
eröffnung aufzuheben. Auch kann die Verwaltung 
den Vertrag ſofort aufheben, wenn das Guthaben 
des Unternehmers ganz oder theilweiſe mit Arreſt 
belegt oder gepfändet wird 5 

3. Bezüglich der in dieſen Fällen zu gewähren⸗ 
den Vergütung, ſowie der Gewährung von Ab⸗ 
ſchlagszahlungen finden die Beſtimmungen des 8 13 
ſinngemäß Anwendung. 

4. Für den Fall, daß der Unternehmer mit 
Tode abgehen ſollte, bevor der Vertrag vollſtändig 
erfüllt iſt, hat die Verwaltung die Wahl, ob ſie 
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das Vertragsverhälinis mit feinen. Erben fortſetzen 
oder es als aufgelöſt betrachten will. 

5. Macht die Verwaltung von den ihr nach 
Abſag 2 und 4 zuftehenden Rechten Gebrauch, fo 
teilt ſie dies dem Konkursverwalter oder dem Unter⸗ 
nehmer oder ſeinen Erben mittels eingeſchriebenen 
Briefes mit. Erfolgt keine Mitteilung, ſo iſt anzu⸗ 
nehmen, daß ſie auf der Erfüllung oder Fortſetzung 
des Vertrages beſtehe. 5 

§ 28. Gerichtsſtand. 

Für die aus dem Vertrage entſpringenden 
Rechtsſtreitigkeiten hat der Unternehmer — un⸗ 
beſchadet der im 8 29 vorgeſehenen Zuſtändigkeit 
eines Schiedsgerichts — bei dem zuſtändigen Ge⸗ 
richt, in deſſen Bezirk die den Vertrag abſchließende 
Behörde ihren Sitz hat, Recht zu nehmen. 

§ 29. Schiedsgericht. 

J. Streitigkeiten über die durch den Vertrag 
begründeten Rechte und Pflichten, ſowie über die 
Ausführung des Vertrages ſind zunächſt der vertrag⸗ 
ſchließenden Behörde zur Entſcheidung vorzulegen. 

2. Die Entſcheidung dieſer Behörde gilt als 
anerkannt, falls der Unternehmer nicht binnen 
4 Wochen vom Tage der Zuſtellung der Behörde 
anzeigt, daß er auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung 
über die Streitigkeiten antrage. 

3. Die Fortführung der Bauarbeiten nach 
Maßgabe der von der Verwaltung getroffenen An⸗ 
ordnungen darf hierdurch nicht aufgehalten werden. 

4. Auf das ſchiedsrichterliche Verfahren finden 
die Vorſchriften in 88 1025 bis 1048 der Deutſchen 
Zivilprozeßordnung Anwendung. 

5. Falls über die Bildung des Schiedsgerichts 
durch die beſonderen Vertragsbedingungen abweichende 
Vorſchriften nicht getroffen ſind, ernennen die Ver⸗ 
waltung und der Unternehmer je einen Schieds⸗ 
richter. Die Schiedsrichter ſollen nicht gewählt 
werden aus der Zahl der unmittelbar beteiligten 
oder derjenigen Beamten, zu deren Geſchäftskreis die 
Angelegenheit gehört hat. 

6. Falls die Schiedsrichter ſich über einen ge⸗ 
meinſamen Schiedsſpruch nicht einigen können, wird 
das Schiedsgericht durch einen Obmann ergänzt. 
Dieſer wird von den Schiedsrichtern gewählt oder, 
wenn ſie ſich nicht einigen können, von dem Leiter 
derjenigen benachbarten Provinzialbehörde desſelben 
Verwaltungszweigs ernannt, deren Sitz dem Sitze 
15 vertragſchließenden Behörde am nächſten be⸗ 
egen iſt. 

7. Der Obmann hat die weiteren Verhand⸗ 
lungen zu leiten und darüber zu befinden, ob und 
in wie weit eine Ergänzung der bisherigen 
Verhandlungen (Beweisaufnahme u. ſ. w.) ſtatt⸗ 
zufinden hat. Die Entſcheidung über den Streit⸗ 
gegenſtand erfolgt nach Stimmenmehrheit. 

8. Beſtehen in Beziehung auf Summen, über 
welche zu entſcheiden iſt, mehr als zwei Meinungen, 
o wird die für die größte Summe abgegebene 


Stimme der für die zunächſt geringere abgegebenen 
inzugerechnet. 

A 5 Ueber die Tragung der Koſten des ſchieds⸗ 
richterlichen Verfahrens entſcheidet das Schieds⸗ 
gericht nach billigem Ermeſſen. 

10. Wird der Schiedsſpruch in den im § 1041 
der Zivilprozeßordnung bezeichneten Fällen auf⸗ 
gehoben, ſo hat die Entſcheidung des Streitfalls im 
ordentlichen Rechtswege zu erfolgen. 

§ 30. Koſten und Stempel. 

1. Briefe und Depeſchen, welche den Abſchluß 
und die Ausführung des Vertrages betreffen, 
werden beiderſeits Fe gemacht. 

2. Die Portokoſten für Geld und ſonſtige Sen⸗ 
dungen, welche im ausſchließlichen Intereſſe des 
Unternehmers erfolgen, trägt dieſer. 

3. Die Koſten des Vertragſtempels trägt der 
Unternehmer nach Maßgabe der geſetzlichen Be⸗ 
Nonmungen: 

4. Die übrigen Koſten des Vertragsabſchluſſes 
fallen jedem Teile zur Hälfte zur Laſt. 

Aneplgant e s „den; ten 19. 
(Der Unternehmer) 


3. Allgemeine Vertragsbedingungen für die 
Ausführung von Leiſtungen oder Lieferungen. 
9.1. Gegenſtand des Vertrages. 

1. Den Gegenſtand des Unternehmens bildet 
die Ausführung der im Vertrage bezeichneten 
Leiſtung oder Lieferung. 

2. Im einzelnen beſtimmt ſich Art und Um⸗ 
fang der dem Unternehmer obliegenden Leiſtung 
oder Lieferung nach dem Vertrage, den Zeichnungen 
und ſonſtigen als zum Vertrage gehörig bezeichneten 
Unterlagen. 

3. Nachträgliche Abänderungen der Beſchaffen⸗ 
heit des Lieferungsgegenſtandes oder der Leiſtung 
anzuordnen, bleibt der Verwaltung vorbehalten. 
Wird dadurch eine Aenderung des Preiſes bedingt, 
ſo erfolgt die Entſchädigung hierfür im billigen Ver⸗ 
hältniß zu dem vertragsmäßig vereinbarten Preiſe. 
Die Entſchädigungsſätze ſind rechtzeitig ſchriftlich zu 
vereinbaren. Leiſtungen oder Lieferungen, welche 
in dem Vertrage oder in den dazu gehörigen Unter⸗ 
lagen nicht vorgeſehen ſind, können dem Unter⸗ 
nehmer nur mit ſeiner Zuſtimmung übertragen 
werden. 

§ 2. Berechnung der Vergütung. 

1. Die dem Unternehmer zukommende Ver⸗ 
gütung wird nach den wirklichen Leiſtungen oder 
Lieferungen unter Zugrundelegung der vertrags⸗ 
mäßigen Einheitspreiſe berechnet. 

2. Inſoweit für Nebenleiſtungen: insbeſondere 
für das Vorhalten von Werkzeug und Geräten 
nicht beſondere Preisanſätze vorgeſehen ſind, um⸗ 


faſſen die vereinbarten Preiſe zugleich die Vergütung 


für Nebenleiſtungen aller Art. Auch die Geſtellung 


der zu den Güteprüfungen erforderlichen Arbeits⸗ 
N 9 
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kräfte, Maſchinen und Geräte liegt dem Unter⸗ 
nehmer ohne beſondere Entſchädigung ob. 

3. Etwaige auf den Lieferungsgegenſtänden 
beruhende Patentgebühren trägt der Unternehmer. 
Er hat die Verwaltung gegen Patentanſprüche Dritter 
zu vertreten. 

4. Für Faͤſſer und Verpackungsmaterial wird 
weder eine Vergütung geleiſtet noch eine Gewähr 
für gute Aufbewahrung übernommen. Sie gehen 
in das Eigentum der Verwaltung über, ſofern nicht 
abweichende Vereinbarungen getroffen ſind. 

88. Mehr⸗Leiſtungen oder Mehr⸗ 

Lieferungen. 

Einſeitig oder ohne vorherige Beſtellung (Auf⸗ 
trag) von dem Unternehmer bewirkte Leiſtungen oder 
Lernen brauchen nicht angenommen zu werden: 
auch iſt die Verwaltung befugt, ſolche Leiſtungen 
auf Gefahr und Koſten des Unternehmers wieder 
beſeitigen zu laſſen. Dieſer hat bei Nichtannahme nicht 
nur keinerlei Vergütung für derartige Leiſtungen 
oder Lieferungen zu beanſpruchen, ſondern muß auch 
für allen Schaden aufkommen, welcher etwa durch 
die Abweichungen vom Vertrage für die Verwaltung 
entſtanden iſt. 
§ 4. Be ginn, Fortführung und Vollendung 

der Leiſtungen oder Liefer ungen. 

1. Der Beginn, die Fortführung und Voll⸗ 
endung der Leiſtungen oder Lieferungen hat inner⸗ 
halb der im Vertrage feſtgeſetzten Friſten zu erfolgen. 
Iſt im Vertrage über den Beginn der Leiſtungen 
oder Lieferungen eine Vereinbarung nicht enthalten, 
ſo hat der Unternehmer ſpäteſtens 14 Tage nach 
ſchriftlicher Aufforderung ſeitens der Verwaltung 
zu beginnen. Die Leiſtung oder Lieferung muß im 
Verhältnis zu den bedungenen Vollendungsfriſten 
fortgeſetzt angemeſſen gefördert werden (§ 11). 

2. Die Vorräte an Materialien müſſen alle: 
zeit den übernommenen Leiſtungen oder Lieferungen 
entſprechen. 

§ 5. Vertragsſtrafe. 

1. Die Berechtigung der Verwaltung, eine 
Vertragsſtrafe von dem Guthaben des Unternehmers 
einzubehalten, richtet ſich nach 88 339 bis 341 
B. G.⸗B's. 

2. Die Vertragsſtrafe gilt nicht als erlaſſen, 
wenn die Verwaltung verſpätete oder ungenügende 
Leiſtungen oder Lieferungen vorbehaltlos ange⸗ 
nommen hat. 


3. Für die Berechnung einer Vertragsſtrafe 


bei Leiſtungen oder Lieferungen iſt der Zeitpunkt 
maßgebend, zu welchem die Leiſtung nach dem Ver⸗ 
trage fertiggeſtellt oder die Anlieferung an dem im 
Vertrage bezeichneten Anlieferungsorte ſtattfinden ſollte. 

4 Eine tageweiſe zu berechnende Vertrags⸗ 
ſtrafe für verſpätete Ausführung von Leiſtungen oder 
Lieferungen bleibt für die in die Zeit einer Ver⸗ 
zögerung fallenden Sonntage und allgemeinen Feier⸗ 
tage fager Anſaßz. 


8 6. Behinderung der Leiſtungen oder 
Lieferungen. 

1. Glaubt der Unternehmer ſich in der ord⸗ 
nungsmäßigen Fortführung der übernommenen 
Leiſtungen oder Lieferungen durch Anordnungen der 
Verwaltung oder höhere Gewalt behindert, ſo hat 
er der Verwaltung hiervon ſofort Anzeige zu er⸗ 
ſtatten. 

2. Unterläßt der Unternehmer dieſe Anzeige, 
ſo ſteht ihm ein Anſpruch auf Berückſichtigung der 
angeblich hindernden Umſtände nicht zu. 

3. Der Verwaltung bleibt vorbehalten, falls 
die bezüglichen Angaben des Unternehmers für be⸗ 
gründet zu erachten ſind, eine angemeſſene Ver⸗ 
längerung der im Vertrage feſtgeſetzten Leiſtungs⸗ 
oder Lieferungsfriſten zu bewilligen. 

4. Nach Beſeitigung der Hinderungen ſind die 
Leiſtungen oder Lieferungen ohne weitere Aufforde⸗ 
rung ungeſäumt wieder aufzunehmen. 

8.7. Güte der Leiſtungen oder Lieferungen. 

J. Die Leiſtungen oder Lieferungen müſſen 
den beſten Regeln der Technik und den beſonderen 
Beſtimmungen des Vertrages entſprechen. 

2. Behufs Ueberwachung der Ausführung der 
Leiſtungen oder Lieferungen, ſowie Vornahme von 
Material⸗Prüfungen ſteht den Beauftragten der 
Verwaltung jederzeit während der Arbeitsſtunden 
der Zutritt zu den Arbeitsplätzen und Werkſtätten 
frei, in welchem zu dem Unternehmen gehörige 
Gegenſtände angefertigt werden. Auf Verlangen 
hat Unternehmer den Beginn der Herſtellungsarbeiten 
rechtzeitig der Verwaltung anzuzeigen Müſſen 
einzelne Leiſtungen oder Teillieferungen ſofort nach 
ihrer Ausführung geprüft werden, ſo bedarf es 
einer beſonderen Benachrichtigung des Unternehmers 
hiervon nicht, vielmehr iſt es deſſen Sache, für ſeine 
Anweſenheit oder Vertretung bei der Prüfung Sorge 
zu tragen. 

3. Entſtehen zwiſchen der Verwaltung und 
dem Unternehmer Meinungsverſchiedenheiten über 
die Zuverläſſigkeit der hierbei angewendeten Ma⸗ 
ſchinen oder Unterſuchungsarten, ſo kann der Unter⸗ 
nehmer eine weitere Prüfung in den Königlichen 
Verſuchs⸗Anſtalten zu Charlottenburg verlangen, 
deren Feſtſetzungen endgültig entſcheidend ſind Die 
Sr entftehenden Koſten trägt der unterliegende 
Tell. 

4. Die bei der Güteprüfung nicht bedingungs⸗ 

gemäß befundenen Gegenſtände hat Unternehmer 
unentgeltlich und, falls die Güteprüfung nicht in 
der Werkſtatt, Fabrik u. ſ. w. des Unternehmers 
ſtattgefunden hat, auch frei Anlieferungsort zu er⸗ 
ſetzen ($ 11). 
5. Für die durch Zurückweiſung nicht be⸗ 
dingungsgemäßer Gegenſtände entſtehenden Koſten 
und Verluſte an Materialien hat der Unternehmer 
die Verwaltung ſchadlos zu halten. 
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88. Ort der Anlieferung und Verſand. 

1. Die Anlieferung der Leiſtungs⸗ und 
Lieferungs⸗Gegenſtände hat nach den Beſtimmungen 
des Vertrages zu erfolgen. 
2. Iſt Anlieferung frei Waggon vereinbart, 
ſo iſt Unternehmer verpflichtet, die Materialien 
unter tunlichſter Ausnutzung der Tragfähigkeit der 
Eiſenbahnwagen aufzugeben und die hierbei ent⸗ 
ſtehenden Nebenkoſlen, wie z. B. für die Ausfertigung 
der Frachtbriefe und die etwa verlangte bahnamt⸗ 
liche Feſtſtellung des Gewichts der Sendung zu 
tragen. 

3. In die Frachtbriefe ſind ſeitens des Unter⸗ 
nehmers die zu verſendenden Materialien nach deren 
Benennung, Stückzahl, Gewicht und zutreffenden 
falls Länge aufzunehmen. 

N Unterlaſſung der Gewichtsangabe im Fracht 
briefe ſeitens des Abſenders ſoll dem Antrage auf 
bahnamtliche Feſiſtellung des Gewichts gleich ge⸗ 
achtet werden. 

§ 9. Abnahme und Gewährleiſtung. 

1. Die Abnahme des Gegenſtandes der 

Leiſtung oder Lieferung erfolgt an den von der Ver⸗ 
waltung zu bezeichnenden Empfangs⸗(Erfüllungs⸗ 
Orten. Erſt mit dem Zeitpunkte der Abnahme 
geht das Eigentum und die Gefahr auf die Ver⸗ 
waltung über. 
2. Sollen die Arbeiten oder Lieferungen zu 
einem vertraglich beſtimmten Zeitpunkte erfolgen, 
ſo iſt der Unternehmer nicht berechtigt, die Abnahme 
vor jenem Zeitpunkt zu verlangen. 

Ist die im 8 7 vorgeſehene Güteprüfung 
bereits vorher vorgenommen und ihr Ergebnis als 
bedingungsgemäß anerkannt worden, ſo findet eine 
Wiederholung bei der Abnahme in der Regel 
nicht ſtatt. 

4 Mit der Abnahme beginnt die in den be 
ſonderen Bedingungen des Vertrages vorgeſehene, 
in Ermangelung ſolcher nach den allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften (vgl. 98 477, 63 B. G.⸗B's) 
ſich beſtimmende Friſt für die dem Unternehmer ob: 
liegende Gewährleiſtung für die Güte der Leiſtung 
oder Lieferung. 

5. Der Einwand nicht rechtzeitiger Anzeige 
von Mängeln gelieferter Waren (§ 377 des Handels⸗ 
geſetzbuchs iſt nicht ſtatthaft. 

6. Bezüglich der bei der Abnahme zurück⸗ 
gewieſenen Gegenſtände liegt dem Unternehmer die 
gleiche Erſatzverpflichtung ob, wie bezüglich der bei 
der Güteprüfung nicht bedingungsgemäß befundenen 
Gegenſtände (§ 7). - 

7. Für alle Gegenſtände dagegen, welche ſich 
während der Dauer der Geährleiſtung als nicht 
bedingungsgemäß erweiſen, oder für ſolche, welche 
in Folge ſchlechten Materials oder mangelhafter 
Verſtellung bei gewöhnlicher Vetriebenutzung, d. h. 
mit Ausſchluß nachweisbarer Unfälle betriebsun⸗ 
brauchbar werden, oder bei der Bearbeitung ſich 


als fehlerhaft herausſtellen, iſt Unternehmer vers 
pflichtet, 

a) ſofern nach den beſonderen Bedingungen Na⸗ 
turalerſatz ſtattfindet, neue, den Bedingungen 
entſprechende Stücke frei Empfangs⸗(Er⸗ 
füllungs Ort zu liefern (8 11); 

p) ſofern nach den beſonderen Bedingungen Geld⸗ 
ausgleich eintritt: 

1. den vertragsmäßigen Lieferpreis, 
2. die Frachtkoſten von dem Anlieferungs⸗ 
orte oder der demſelben zunächſt gelegenen 
Station nach dem Erfüllungsorte zu ver⸗ 
güten 
8. Bei Berechnung der Frachtkoſten wird der 
zur Zeit der Erſatzforderung gültige Tarif für 
Wagenladungen von 10000 kg zu Grunde gelegt 
Die bezüglichen Beträge ſind innerhalb 4 Wochen 
nach ergangener Aufforderung einzuzahlen. 


§ 10. Gemeinſame Beſtimmungen 

für die Güteprüfung, Abnahme und 
Ge währleiſtung. 

1. Unbeſchadet des Rechts, ſeine Anſprüche 
im ſchiebsrichterlichen Verfahren (8 20) geltend zu 
machen, tt Unternehmer verpflichtet, ſich zunächſt 
dem Urteile des mit der Güteprüfung oder Ab⸗ 
nahme betrauten Beamten zu te eh Etwa 
erforderliche Nacharbeiten an einzelnen, den Be⸗ 
dingungen nicht voll entſprechenden Leiſtungs⸗ oder 
Lieferungsgegenſtänden hat der Unternehmer unge⸗ 
ſclumt auszuführen, widrigenfalls dies ſeitens ber 
Verwaltung auf ſeine Koſten geſchehen kann. 

2. Der Unternehmer iſt verpflichtet, auf der 
Verwaltung gehörigen Lagerplätzen befindliche, zu⸗ 
rückgewieſene oder während der Garantlezeit ſchad 
haft gewordene Gegenſtände, welche letztere auch auf 
der der Verwendungsſtelle zunächſt belegenen Station 
von der Verwaltung zur Verfügung geſtellt werden 
können, alsbald von der Lagerſtelle zu entfernen. 
Geſchieht dies innerhalb der geſetzten Friſt nicht, ſo 
können dieſe Gegenſtände ſeitens der Verwaltung 
auf Koſten und für Rechnung des Unternehmers be⸗ 
liebig veräußert werden (88 383, 384 und 386 
B G B's). 

§ 11. Friſten für die Nachlieferungen 
oder Beſeitigung von Mängeln. 

Zum Erſatz der bei der Güteprüfung ($ 7), 
bei der Abnahme (8 9) und — ſoweit Natural⸗ 
erſatz ſtattfindet — auch der nach der Abnahme ($ 9) 
zurückgewieſenen Leiſtungen oder Lieferungen iſt dem 
Unternehmer eine angemeſſene Friſt zu beſtimmen. 
Das Gleiche gilt, wenn die Leiſtungen oder Liefe⸗ 
rungen untüchtig oder nach Maßgabe der verlaufenen 
Zeit nicht genügend gefördert ſind, von der Be⸗ 
ſeitigung diefer Mängel. Die Friſtbeſtimmung er 
folgt unbeſchadet der der Verwaltung ſchen vor Ab⸗ 
lauf der Friſt zuſtehenden Rechte, insbeſondere des 


Rechts auf Einzjehung verwirkter BertragsfenfentSö). 
j 9 


34. 


8 12. Entziehung der Leiſtungen oder 
Lieferungen. 

1. Kommt der Unternehmer innerhalb der 
Friſt den Anordnungen der Verwaltung nicht nach, 
ſind ſeine Erſatz⸗Leiſtungen oder Lieferungen nicht 
bedingungsgemäß, oder wird die Sicherheitsleiſtung 
(8 17) nicht ſpäteſtens binnen 14 Tagen nach Auf⸗ 
forderung bewirkt, ſo iſt die Verwaltung berechtigt, 
nach ihrer Wahl entweder 

a) gänzlich vom Vertrage zurückzutreten und 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu ver⸗ 
langen, oder 

b) dem Unternehmer die weitere Ausführung der 

Leiſtungen oder Lieferungen ganz oder teil⸗ 
weiſe zu entziehen und Schadenserſatz wegen 
nicht genügender oder verſpäteter Erfüllung 
zu verlangen, oder 

c) auf der Erfüllung der dem Unternehmer ob⸗ 
liegenden Verpflichtungen vorbehaltlich aller 

Schadenserſatzanſprüche zu beſtehen. Entſcheidet 

fie ſich gemäß à oder b, ſo theilt fie dies 

dem Unternehmer mittels eingeſchriebenen 

Briefes mit. Erfolgt keine Mitteilung, fo 

iſt anzunehmen, daß fie ſich gemäß c ent: 

ſchieden habe. 

2. Werden dem Unternehmer die Leiſtungen 
oder Lieferungen ganz oder teilweiſe entzogen, ſo 
kann die Verwaltung, unbeſchadet ihrer Schadens⸗ 
erſatzanſprüche, den noch nicht vollendeten Teil auf 
ſeine Koſten ausführen laſſen oder ſelbſt für ſeine 
Rechnung ausführen. 

3. Nach beendeter Leiſtung oder Lieferung 
wird dem Unternehmer eine Abrechnung mitgeteilt. 

4. Abſchlagszahlungen ($ 14 können im Falle 
der Entziehung der Leiſtung oder Lieferung dem 
Unternehmer nur innerhalb desjenigen Betrages ge⸗ 
währt werden, welcher für ihn als ſicheres Guthaben 
unter Berückſichtigung der entſtandenen Gegenan⸗ 
ſprüche ermittelt iſt. 

§ 13. Rechnungsaufſtellung. 

1. Bezüglich der förmlichen Aufſtellung der Rech⸗ 
nung, welche in der Form, Ausdrucksweiſe und 
Reihenfolge der Poſten genau nach dem Vertrage 
und deſſen Unterlagen einzurichten iſt, hat der Unter⸗ 
nehmer den von der Verwaltung geſtellten An⸗ 
forderungen zu entſprechen. 

Etwaige Mehr⸗Leiſtungen oder Mehr⸗ 
Lieferungen ſind in beſonderer Rechnung nachzu⸗ 
weiſen, unter deutlichem Hinweis auf die ſchrift⸗ 
lichen Vereinbarungen, welche darüber getroffen 
worden ſind. 

§ 14. Abſchlagszahl ungen. 

1. Abſchlagszahlungen werden dem Unter⸗ 
nehmer in angemeſſenen Friſten auf Antrag nach 
Maßgabe des jeweilig Geleiſteten oder Gelieferten 
bis zu der von der Verwaltung mit Sicherheit ver⸗ 
tretbaren Höhe gewährt gl. § 12 Abſatz 3). 

2. Hiervon können noch nicht hinterlegte 


Sicherheitsbeträge (8 17), ſowie anderweitige auf 
dem Vertrage beruhende Forderungen der Ver⸗ 
waltung gegen den Unternehmer in Abzug gebracht 


werden. 
§ 15. Schlußzahlung. 
1. Die Schlußzahlung erfolgt alsbald nach 


vollendeter Prüfung und Feſtſtellung der vom Unter⸗ 


nehmer einzureichenden Rechnung ($ 13). 

2. Bleiben bei der Schlußabrechnung Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten zwiſchen der Verwaltung und dem 
Unternehmer beſtehen, ſo ſoll dieſem gleichwohl das 
ihm unbeſtritten zuſtehende Guthaben nicht vorent⸗ 
halten werden. - 

3. Vor Empfangnahme des von der Ver: 
waltung als Reſtguthaben zur Auszahlung ange⸗ 
botenen Betrages muß der Unternehmer alle An⸗ 
ſprüche, welche er aus dem Vertragsverhältnis über 
die behördlicherſeits anerkannten hinaus etwa noch 


zu haben vermeint, beſtimmt bezeichnen und ſich 


ſchriftlich vorbehalten, widrigenfalls die Geltend⸗ 
machung dieſer Anſprüche ſpäter ausgeſchloſſen iſt. 
§ 16. Zahlende Kaffe. 

Alle Zahlungen erfolgen, ſofern nicht in den 
beſonderen Bedingungen oder im Vertrage etwas 
anderes feſtgeſetzt iſt, auf der Kaſſe der Ver⸗ 
waltung, für welche die Leiſtung oder Lieferung 
ausgeführt wird. 1 
8 17. Sicherheitsleiſtung. 

1. Die Sicherheit für die vollſtändige Ver⸗ 
tragserfüllung kann durch Bürgen oder Pfänder 
beſtellt werden; durch Bürgen jedoch nur mit Ein⸗ 
willigung der Verwaltung. Der Bürge hat einen 
Bürgſchein nach Vorſchrift der Verwaltung auszuftellen. 

2. Die Höhe der zu beſtellenden Pfänder be⸗ 
trägt fünf (5) vom Hundert der Vertragsſumme, 
ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt. 

3. Die Verwaltung kann die Hinterlegung 
eines Generalpfandes zulaſſen, das für alle von 
dem Unternehmer im Bereiche der Verwaltung ver⸗ 
tragsmäßig übernommenen Verpflichtungen haftet. 
Die Höhe des Generalpfandes wird verwaltungs⸗ 
ſeitig nach dem Durchſchnittswert ſämmtlicher von 
dem Unternehmer auszuführenden oder in den letzten 
drei Jahren ausgeführten Lieferungen oder Leiſtungen 
bemeſſen und feſtgeſetzt. 

4. Die Verwaltung behält ſich das Recht vor, 
das Generalpfand jederzeit bis höchſtens zum Ge⸗ 
ſammtbetrage der Einzelpfänder, an deren Stelle es 
beſtellt iſt, zu erhöhen, ſofern es zur Sicherſtellung 


der Verbindlichkeiten des Unternehmers nach ihrem 


Ermeſſen nicht genügt. Sie iſt berechtigt, ihr Ein⸗ 
verſtändnis mit der Beſtellung eines Generalpfandes 
jederzeit zurückzuziehen und zu verlangen, daß an 
deſſen Stelle innerhalb der von ihr zu beſtimmen⸗ 
den Friſt die erforderlichen Einzelpfänder hinter⸗ 
legt werden. Die Freigabe des Generalpfandes er⸗ 
folgt in dieſem Falle nicht vor Stellung ſämmt 
licher Einzelpfänder. f 0 
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5. Zum Pfande können beſtellt werden ent⸗ 
weder Forderungen, die in das Reichsſchuldbuch 
oder in das Staatsſchuldbuch eines Bundesſtaats 
eingetragen ſind, oder baares Geld, Wertpapiere, 
Wa der Reichsbank, Sparkaſſenbücher oder 

echſel. 


6. Hinterlegtes bares Geld geht in das 
Eigentum der Verwaltung über. Dasſelbe wird 
nicht verzinſt. Dem Unternehmer ſteht ein Anſpruch 
auf Rückerſtattung nur dann zu, wenn er aus dem 
Vertrage nichts mehr zu vertreten hat. 

— Als Wertpapiere werden angenommen die 
Schuldverſchreibungen, welche von dem Deutſchen 
Reiche oder von einem Deutſchen Bundesſtaate aus⸗ 
geſtellt oder Miene ſind, ſowie die Stamm⸗ 
und Stamm: rioritäts⸗Aktien und Prioritäts⸗Obli⸗ 
gationen derjenigen Eiſenbahnen, deren Erwerb durch 
den Preußiſchen Staat geſetzlich genehmigt iſt, zum 
vollen Kurswerte, die übrigen bei der Deutſchen 
Reichsbank beleihbaren Effekten zu dem daſelbſt be⸗ 
leihbaren Bruchteil des Kurswertes. 

> Depotſcheine der Reichsbank über hinter⸗ 
iegte verpfändungsfähige (vergl. zu 7) Wertpapiere 
werden angenommen, wenn gleichzeitig eine Ver⸗ 
pfändungsurkunde des Unternehmers und eine Aus⸗ 
händigungsbeſcheinigung der Reichsbank nach An⸗ 
ordnung der Verwaltung überreicht wird. 

9. Sparkaſſenbücher werden nach dem Er⸗ 
meſſen der Verwaltung angenommen. Gleichzeitig 
iſt über das Sparkaſſenguthaben eine Verpfändungs⸗ 
urkunde nach Anordnung der Verwaltung auszuſtellen. 

Wechſel werden nach dem Ermeſſen der 
Verwaltung angenommen, wenn ſie an den durch 
die zuſtändige Verwaltungsbehörde vertretenen König⸗ 
lichen Fiskus bei Sicht zahlbar, gezogen und acceptiert 
ſind, eigene Wechſel nur, wenn ſie bei Sicht zahl⸗ 
bar und avaliert find, und wenn als Wechſelnehmer 
der Fiskus bezeichnet iſt. 

41. Die Ergänzung einer Pfandbeſtellung kann 
gefordert werden, falls dieſe in Folge teilweiſer 
Inanſpruchnahme ober eines Kursrückganges nicht 
mehr genügend Deckung bietet. 

12. Die Befriedigung aus den verpfändeten 
Schuldbuchforderungen, Wertpapieren, Depotſcheinen, 
Sparkaſſenbüchern und Wechſeln erfolgt nach den 
A been Beſtimmungen. Die Verwaltung behält 
ich das Recht vor, jederzeit an Stelle einer in 
Wechſeln oder Bürgſchaften beſtellten Sicherheit 
anderweit Sicherheit zu fordern. a 

‚13. Wertpapieren find ſtets die Erneuerungs⸗ 
ſcheine beizufügen. 

1 4. Zins⸗, Renten⸗ und Gewinnanteilsſcheine 
onen dem Unternehmer auf Grund des Vertrages 
belaſſen werden Andernfalls werden fie, fo lange 
als nicht eine Veräußerung der Werthpapiere zur 
ung entſtandener Verbindlichkeiten in Ausſicht 
dene mmen werden muß, an den Fälligkeitstagen 
em Unternehmer ausgehändigt. 
* 


um 


15. Die Verwaltung überwacht nicht, ob die 
ihr verpfändeten Wertpapiere, Depotſcheine, Spar⸗ 
kaſſenbücher und Wechſel zur Auszahlung aufgerufen, 
ausgeloſt oder gekündigt werden, oder ob ſonſt eine 
Veränderung betreffs ihrer eintritt. Hierauf zu 
achten und das Geeignete zu veranlaſſen, iſt ledig⸗ 
lich Sache des Verpfänders, den auch ‚allein die 
nachteiligen Folgen treffen, wenn die nötigen 
Maßregeln unterbleiben. 

16. Die Rückgabe der Pfänder, ſoweit ſie 
für Verbindlichkeiten des Unternehmers nicht in An⸗ 
ſpruch zu nehmen ſind, erfolgt, falls ſie nicht als 
Generalpfand beſtellt find, zu drei Fünfteln (/) des 
Geſamtbetrages, nachdem der Unternehmer die be⸗ 
dingungsgemäße Ausführung der Leiſtung oder 
Lieferung bewirkt hat. Die Rückgabe der übrigen 
zwei Fünftel (/) findet ſtatt, wenn die Zeit der 
etwa vorgeſehenen Gewährleiſtung abgelaufen iſt 
und die Erſatzanſprüche erledigt ſind. In Er⸗ 
mangelung anderweiter Verabredung gilt als be⸗ 
dungen, daß die Pfänder in ganzer Höhe zur Deckung 
der aus der Gewährleiſtung ſich ergebenden Verbind⸗ 
lichkeiten einzubehalten ſind. 

§ 18. Uebertragbarkeit des Vertrages. 

1. Ohne Genehmigung der Verwaltung darf 
der Unternehmer ſeine vertragsmäßigen Verpflichtungen 
nicht auf andere übertragen. 

2. Verfällt der Unternehmer vor Erfüllung 
des Vertrages in Konkurs, ſo iſt die Verwaltung 
berechtigt, den Vertrag mit dem Tage der Konkurs⸗ 
eröffnung aufzuheben Auch kann die Verwaltung 
den Verkrag ſofort auflöſen, wenn das Guthaben 
des Unternehmers ganz oder teilweiſe mit Arreſt 
belegt oder gepfändet wird. 

3. Bezüglich der in dieſen Fällen zu ge⸗ 
währenden Vergütung, ſowie der Gewährung von 
Abſchlagszahlungen finden die Beſtimmungen des 
§ 12 finngemäße Anwendung. 

4. Für den Fall, daß der Unternehmer mit 
Tod abgehen ſollte, bevor der Vertrag voll⸗ 
ſtändig erfüllt iſt, hat die Verwaltung die Wahl, 
ob ſie das Vertragsverhältnis mit ſeinen Erben fort⸗ 
ſetzen oder es als aufgelöſt betrachten will. 

5. Macht die Verwaltung von den ihr nach 
Abſatz 2 und 4 zustehenden Rechten Gebrauch, fo 
theilt ſie dies dem Konkursverwalter oder dem 
Unternehmer oder ſeinen Erben mittels einge⸗ 
ſchriebenen Briefes mit. Erfolgt keine Mitteilung, 
ſo iſt anzunehmen, daß ſie auf der Erfüllung oder 
Fortſetzung des Vertrages beſteht. 

§ 19. Gerichtsſtand. 

Für die aus dem Vertrage entſpringenden 
Rechtsſtreitigkeiten hat der Unternehmer — unbe⸗ 
ſchadet der im § 20 vorgeſehenen Zuſtändigkeit 
eines Schiedsgerichts — bei dem zuſtändigen 
Gerichte, in deſſen Bezirk die den Vertrag 
abſchließende Behörde ihren Sitz hat, Necht zu 
nehmen. u 
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8. Schiedsgericht. 

1. Streitigkeiten über die durch den Vertrag 
begründeten Rechte und Pflichten, ſowie über die 
Ausführung des Vertrages ſind zunächſt der ver⸗ 
tragſchließenden Behörde zur Entſcheidung vorzulegen. 

2. Die Entſcheidung dieſer Behörde gilt als 
anerkannt, falls der Unternehmer nicht binnen vier 
Wochen vom Tag der Zuſtellung der Behörde an⸗ 
zeigt, daß er auf ſchiedsrichterliche Entſcheidung über 
die Streitigkeiten antrage. 

3. Die Fortführung der Leiſtungen oder 
Lieferungen nach Maßgabe der von der Verwaltung 
getroffenen Anordnungen darf hierdurch nicht auf⸗ 
gehalten werden. 

4 Auf das ſchiedsrichterliche Verfahren finden 
die Vorſchriften in 88 1025 bis 1048 der Deutſchen 
Zivilprozeßordnung Anwendung. 

Falls über die Bildung des Schiedsgerichts 
durch die beſonderen Vertragsbedingungen abweichende 
Vorſchriften nicht getroffen ſind, ernennen die Ver⸗ 
waltung und der Unternehmer je einen Schiedsrichter. 
Die Schiedsrichter ſollen nicht gewählt werden aus 
der Zahl der unmittelbar Beteiligten oder der⸗ 
jenigen Beamten, zu deren Geſchäftskreis die An⸗ 
gelegenheit gehört hat. 

6. Falls die Schiedsrichter ſich über einen 
gemeinſamen Schiedsſpruch nicht einigen können, 
wird das Schiedsgericht durch einen Obmann er⸗ 
gänzt. Dieſer wird von den Schiedsrichtern ge⸗ 
wählt, oder wenn ſie ſich nicht einigen können, von 
dem Leiter derjenigen benachbarten Provinzial⸗ 
behörde desſelben Verwaltungszweigs ernannt, deren 
Sitz dem Sitze der vertragſchließenden Behörde am 
nächſten belegen iſt. 

7. Der Obmann hat die weiteren Verhand⸗ 
lungen zu leiten und darüber zu befinden, ob und 
inwieweit eine Ergänzung der bisherigen Verhand⸗ 
lungen (Beweisaufnahmen u. ſ. w) ftattzufinden hat. 
Die Entſcheidung über den Streitgegenſtand erfolgt 
nach Stimmenmehrheit. 

8. Beſtehen in Beziehung auf Summen, über 
welche zu entſcheiden iſt, mehr als zwei Meinungen, ſo 
wird die für die größte Summe abgegebene Stimme der 
für die zunächſt geringere abgegebenen hinzugerechnet. 

9. Ueber die Tragung der Koſten des ſchieds⸗ 
richterlichen Verfahrens entſcheidet das Schiedsgericht 
nach billigem Ermeſſen. 

10. Wird der Schiedsſpruch in den im 8 1041 
der Zivilprozeßordnung bezeichneten Fällen aufge⸗ 
hoben, ſo hat die Entſcheidung des Streitfalls im 
ordentlichen Rechtswege zu erfolgen: 

§ 21. Koſten und Stempel. 

1. Briefe und Depeſchen, welche den Abſchluß 
und die Ausführung des Vertrages betreffen, werden 
beiderſeits frei gemacht 

2. Die Portokoſten für Geld: und ſonſtige 
Sendungen, welche im ausſchließlichen Intereſſe des 
Unternehmers erfolgen, trägt dieſer. 


3. Die Koſten des Vertragsſtempels trägt der 
Unternehmer nach Maßgabe der geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen. 

4. Die übrigen Koſten des Vertragsabſchluſſes 
fallen jedem Teile zur Hälfte zur Laſt. 

Anerkannt „den ten 19 
(Der Unternehmer nennen 


(6) Durch Beſchluß des Kreis⸗Ausſchuſſes zu 
Landsberg a. W. vom 25. Januar 1904 iſt ge⸗ 
nehmigt worden, daß die im Grundbuche von Maſſin 
Band 5 Blatt 181 eingetragene Parzelle Nr. 48 34 
mit einem Flächeninhalte von 1,64,02 ha aus dem 
Forſtgutsbezirk Vietz ausſcheidet und in den Ge⸗ 
meindebezirk Gennin übergeht, und die im Grund⸗ 
buche von Gennin Band 7 Blatt 201 eingetragene 
Parzelle Nr. 681/53 mit einem Flächeninhalt von 
1,64,02 ha aus dem Gemeindebezirke Gennin aus: 
ſcheidet und in den Forſtgutsbezirk Vietz übergeht. 

(7) Durch Beſchluß des Kreis⸗Ausſchuſſes zu 
Landsberg a. W. vom 25. Januar 1904 iſt ge⸗ 
nehmigt worden, daß: 

1) die im Grundbuch von Maſſin Band 1 Blatt 

39 Kartenblatt 3 eingetragenen Parzellen Nr. 

67/1 ꝛc., 68/3, 69/5, 70/6, 716 2. 

72/11, 73/11, 74/34, 75/34, 86 und 37 mit 

einem Flächeninhalt von zuſammen 20, 86,31 ha 

aus dem Gemeindebezirk Maſſin, 
2) die im Grundbuche von Berneuchen Band TI 

Blatt 94 Kartenblatt 2 eingetragene Parzelle 

Nr. 156,55 mit einem Flächeninhalt von 

58,80 ar aus dem Gutsbezirk Berneuchen und 

3) die im Grundbuch von Maſſin Band I Blatt 

39 Kartenblatt 2 der Gemarkung Berneuchen 

eingetragene Parzelle Nr 60 mit einem 

Flächeninhalt von 75,80 ar aus dem Ge⸗ 

meindebezirk Berneuchen ausſcheiden und in 

11 forſtfiskaliſchen Gutsbezirk Maſſin über⸗ 

gehen. 

(8) Durch Beſchluß des Kreis⸗Ausſchuſſes des 
Kreiſes Königsberg N⸗M. vom 25. Januar 1904 
iſt die domänenfiskaliſche Dorfauenparzelle Karten⸗ 
blatt 1 Nr. 885/418 Gemarkung Zicher, mit einem 
Flächeninhalt von 61 qm, mit dem Gemeindeverbande 
Zicher vereinigt. 

(9) Durch Beſchluß des Kreis⸗Ausſchuſſes des 
Kreiſes Königsberg N⸗M. vom 25. Januar 1804 
iſt die fiskaliſche Dorfaue und zwar die Parzellen 
1, 6, 12 und 15 des Kartenblatts 2 Gemarkung 
Quartſchen mit einem Geſamtflächeninhalt von 1,66 ha 
mit dem fiskaliſchen Gutsbezirk Quartſchen, und die 
Parzellen 91, 39, 23, 163/56 und 110 desſelben 
Kartenblattes mit einem Geſamtflächeninhalt von 
2,9036 ha mit dem Gemeindebezirk Quartſchen vereinigt. 
Bekanntmachung des Schiedsgerichts für 

Arbeiterverſicherung zu Frankfurt a. O. 

Gemäß § 8 des Reichsgeſetzes vom 30. Juni 


1900, betreffend Die Abänderung der Unfallver⸗ 


37 


ſicherungsgeſetze, find zu Vertrauensärzten des hieſigen 
Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung für das 
laufende Kalenderjahr gewählt worden: 
der K Kreisarzt, Medizinalrat Dr. Schaefer, hier, 
der Sanitätsrat Dr. Rehfeldt, hier, 
der Oberarzt Dr. Glaſer, hier, 
der Sanitäts rat, Profeſſor Dr. Thiem in Cottbus, 
der K. Kreisarzt, Medizinalrat Dr. Friedrich in 
Landsberg a. d. W, 
der Arzt Dr. Dreßler in Cüſtrin, 
der K. Kreisarzt, Medizinalrat Pr. Jungmann 
in Guben. 

Frankfurt (Oder), den 9. Februar 1904. 

Der Vorſitzende 
des Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung. 
Kirſchſtein. 
Bekanntmachung 
der Königlichen Generalkommiſſion für die 
Provinzen Brandenburg und Pommern. 
Statut 
für die Entwäſſerungs⸗Genoſſenſchaft zu Bralitz 
im Kreiſe Königsberg N.⸗M. 

§ 1. Die Eigentümer der dem Meliorations⸗ 

90 angehörigen Grundſtücke in der Gemarkung 

raliz, Gemeindebezirk Bralitz, Kreis Königsberg 
N.⸗M., werden zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um 
die beſtehenden Meliorationsanlagen nach Maßgabe 
des Meliorationsplanes des Königlichen Landmeſſers 
Borgſtedt vom 15. Auguſt 1902, revidiert von dem 
Melioratlonsbauinſpektor Dubislav zu Frankfurt a. O. 
am 19. Auguſt 1902, zu unterhalten. 

Auf der zum Meliorationsplane gehörigen Karte 
iſt das Meliorationsgebiet mit einer grünen ſtarken 
Linie begrenzt In den zugehörigen Regiſtern ſind 
die zum Melioratiensgebiete gehörigen Grundſtücke 
nachgewieſen. 

Karte und Negifter werden unter Bezugnahme 
auf das genehmigte Statut beglaubigt und bei der 
Aufſichtsbehörde der Genoſſenſchaft niedergelegt. 
Beglaubigte Abzeichnung und Abſchrift erhält der 
Vorſteher der Genoſſenſchoft; er hat ſie aufzubewahren 
und ſtets auf dem Laufenden zu erhalten. 

82. Die Genoſſenſchaft führt den Namen: 
„Entwäſſerungs⸗Genoſſenſchaft zu Bralitz, Kreis 
Königsberg N. M.“ und hat ihren Sitz in Bralitz. 

5 3. Die Koſten der Unterhaltung der gemein⸗ 
ſchaftlichen Anlagen werden von der Genoſſenſchaft 
getragen, desgleichen die darlehnsweiſe aufzunehmen⸗ 
den Koſten für die Setzung eines Pegels in der Nähe 
des Schöpfwerkes und für die Anſchaffung einer 
neuen Kraftmaſchine, ſoweit dieſelben nicht durch 
die ſeitens des Provinzialausſchuſſes der Provinz 
Brandenburg in Ausſicht geſtellte Beihülfe gedeckt 
werden. 
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5 4. Die gemeinſchaftlichen Anlagen werden 
unter Leitung des Vorſtehers unterhalten. 
Schöpfmaſchine iſt in Tätigkeit zu ſetzen, ſobald dle 

der dem Mellorationsplan beigegebenen Ver⸗ 


Die 


handlung 4. d. Bralitz, den 4. Juni 1902 ange 
gebenen Waſſerſtände im Polder eintreten. 6 

5 5. Das Verhältnis, nach welchem die ein- 
zelnen Genoſſen zu den Genoſſenſchaftslaſten beizu⸗ 
tragen haben, richtet ſich nach dem ihnen aus den 
Genoſſenſchaftsanlagen erwachſenden Vorteile. Dieſer 
Vorteil iſt bereits bei Ausführung der Melioratlons⸗ 
anlagen ſeitens der beteiligten Beſißer unter Zu⸗ 
grundelegung von Normalmorgen eingeſchätzt und das 
Beitragsverhältnis danach beſtimmt worden. a 

§ 6. Die bereits aufgeſtellte und dem Melio⸗ 
rationsplan beigegebene Beitragsliſte iſt 4 Wochen 
lang zur Einſicht der Genoſſen in der Wohnung des 
Vorltehers auszulegen. Die Auslegung iſt vorher 
ortsüblich in der Gemeinde Bralitz bekannt zu machen. 

Abänderungsanträge müſſen innerhalb der obigen 
Friſt ſchriftlich bei dem Vorſteher angebracht werden. 
Nach Ablauf der Friſt hat der Vorſteher die bei ihm 
eingegangenen Abänderungsanträge der Aufſichts⸗ 
behörde vorzulegen. Dieſe läßt unter Zuziehung der 
Beſchwerdeführer und eines Vertreters des Vorſtandes 
die erhobenen Einwendungen durch die von ihr zu 
bezeichnenden Sachverſtändigen unterſuchen. Mit 
dem Ergebnis der Unterſuchung werden die Be⸗ 
ſchwerdeführer und der Vertreter des Vorſtandes 
bekannt gemacht. Sind beide Teile mit dem Gut⸗ 
achten einverſtanden, ſo wird das Kataſter demgemäß 
feſtgeſtellt, andernfalls eutſcheidet die Aufſichtsbehörde. 
Die bis zur Mitteilung des Ergebniſſes der Unter⸗ 
ſuchung entſtandenen Koſten ſind in jedem Falle von 
der Genoſſenſchaft zu tragen. Wird eine Entſcheidung 
erforderlich, ſo fallen die weiter erwachſenden Koſten 
dem unterliegenden Teile zur Laſt. 

Sobald das Bedürfnis für eine Nachprüfung 
des feſtgeſtellten oder berichtigten Kataſters vorliegt, 
kann ſie von dem Vorſtande beſchloſſen oder von der 
Aufſichtsbehörde angeordnet werden. Das Verfahren 
richtet ſich nach den für die Feſtſtellung des Kataſters 
gegebenen Vorſchriften. 

ST. Im Falle einer Parzellierung find die 
Genoſſenſchaftslaſten nach dem im Statut vorge⸗ 
ſchriebenen Beteiligungsmaßſtabe — ſ. § 5 — durch 
den Vorſtand auf die Trennſtücke verhältnismäßig 
zu verteilen. Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes 
iſt innerhalb zweier Wochen die Beſchwerde an die 
Aufſichtsbehörde zuläffig. 

§ 8. Die Genoſſen ſind verpflichtet, die Bei⸗ 
träge in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden 
Terminen zur Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei 
verſäumter Zahlung hat der Vorſteher die fälligen 
Beträge beizutreiben. 

§ 9. Jeder Genoſſe hat ſich die Vornahme 
der zur Unterhaltung der beſtehenden Meliorations⸗ 
anlagen notwendigen Maßnahmen gefallen zu laſſen. 

Darüber, ob und zu welchem Betrage dem 
einzelnen Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung 
der ihm aus der Anlage erwachſenden Vorteile, eine 
Entſchädigung gebührt, entſcheidet, falls ſich ein 


Genoſſe mit dem Vorſteher nicht gütlich verſtändigen 
ſollte, das nach dieſem Statut zu bildende Schieds⸗ 
gericht mit Ausſchluß des Rechtsweges. 

§ 10. Bet Abſtimmungen hat jeder beitrags⸗ 
pflichtige Genoſſe mindeſtens eine Stimme. Im 
übrigen richtet ſich das Stimmverhältnis nach dem 
Verhältniſſe der Teilnahme an den Genoſſenſchafts⸗ 
laſten und zwar in der Weiſe, daß für je einen 
beitragspflichtigen Normalmorgen eine Stimme ge⸗ 
rechnet wird. Bruchteile einer Stimme, die ſich 
hiernach ergeben, werden auf die nächſt höhere volle 
Stimmenzahl abgerundet. 

Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vor⸗ 
ſtande zu entwerfen und nach ortsüblicher Bekannt⸗ 
machung der Auslegung vier Wochen lang zur Ein⸗ 
ſicht der Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers 
auszulegen. Anträge auf Berichtigung der Stimm⸗ 
liſte ſind an keine Friſt gebunden. 

Wegen der Ausübung des Stimmrechtes durch 
Vertreter finden die für Gemeindewahlen am Sitze 
der Genoſſenſchaft gültigen Vorſchriſten entſprechende 
Anwendung. 

§ 11. Der Genoſſenſchafts⸗Vorſtand beſteht aus 

a) einem Vorſteher, 
b) einem Stellvertreter des Vorſtehers, 
e) zwei weiteren Beiſitzern. 

Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 

Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumnis 
erhält jedoch der Vorſteher eine jährliche, von der 
Generalverſammlung feſtzuſetzende Entſchädigung. 

Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt zwei ſiell⸗ 
vertretenden Beiſitzern werden von der Generalver⸗ 
ſammlung auf fünf Jahre gewählt. Die Wahl 
des Vorſtehers und feines Stellvertreters bedarf der 
Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. 

Wählbar iſt jeder Genoſſe und jeder zur Aus⸗ 
übung des Stimmrechtes befugte Vertreter eines 
Genoſſen, welcher im Beſitz der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte iſt. Die Wahl der Vorſtandsmitglieder wie 
der ſtellvertretenden Beiſitzer erfolgt in getrennten 
Wahlhandlungen für jede Stelle. Jeder Wähler hat 
dem Leiter der Generalverſammlung mündlich und 
zu Protokoll zu erklären, wem er ſeine Stimme 
geben will. Erhält im erſten Wahlgange eine Perſon 
nicht mehr als die Hälfte aller abgegebenen Stimmen, 
ſo erfolgt eine engere Wahl zwiſchen denjenigen 
beiden Perſonen, welche die meiſten Stimmen er⸗ 
halten haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
das vom Vorſitzenden zu ziehende Los. 

Wahl durch Zuruf iſt zuläſſig, wenn kein 
Widerſpruch erfolgt. 

§ 12. Die Gewählten werden von der Auf⸗ 
ſichtsbehörde durch Handſchlag an Eidesſtatt ver⸗ 
pflichtet. 

Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und 
deren Stellvertreter, ſowie zum Ausweis über den 
Eintritt des Falles der Stellvertretung dient eine 
Beſcheinigung der Aufſichtsbehörde. 


Der Vorſtand hält ſeine Sitzungen unter Vorfitz 
des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht wie die 
übrigen Vorſtandsmitglieder hat und deſſen Stimme 
im Falle der Stimmengleichheit entſcheidet. 

Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es 
erforderlich, daß die Vorſtandsmitglieder unter An⸗ 
gabe der Gegenſtände der Verhandlung geladen ſind 
und daß der Vorſtand vollzählig iſt. Wer am Er⸗ 
ſcheinen verhindert iſt, hat dies unverzüglich dem 
Vorſteher anzuzeigen Dieſer hat alsdann einen 
ſtellvertretenden Beiſitzer zu laden. f 

Muß der Vorſtand wegen Beſchlußunfähigkeit 
zum zweitenmale zur Beratung über denſelben Gegen⸗ 
ſtand zuſammenberufen werden, ſo ſind die erſchie⸗ 
nenen Mitglieder ohne Rückſicht auf ihre Zahl be⸗ 
ſchlußfähig. Bei der zweiten Zuſammenberufung 
ſoll auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen 
werden. 

§ 13. Soweit nicht im Statut einzelne Ver⸗ 
waltungsbefugniſſe dem Vorſtande oder der General⸗ 
verſammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher 
die ſelbſtändige Leitung und Verwaltung aller An⸗ 
gelegenheiten der Genoſſenſchaft. 

Insbeſondere liegt ihm ob: 

a) über die Unterhaltung der Anlagen, ſowie über 
die Entwäſſerung und die Grabenräumung 
mit Zuſtimmung des Vorſtandes die nötigen 
Anordnungen zu treffen und die etwa erforder⸗ 
lichen Ausführungsvorſchriften zu erlaſſen; 

b) die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge aus⸗ 
zuſchreiben und einzuziehen, die Zahlungen auf 
die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung 
mindeſtens zweimal jährlich zu revidieren; 

c) die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem 
Vorſtande zur Feſtſetzung und Abnahme vor⸗ 
zulegen; 

d) die Beamten der Genoſſenſchaft zu beaufſich⸗ 
tigen und die Unterhaltung der Anlagen zu 
überwachen; 
die Genoſſenſchaft nach außen zu vertreten, 
den Schriftwechſel für die Genoſſenſchaft zu 
führen und ihre Urkunden zu unterzeichnen. 
Zur Abſchließung von Verträgen hat er die 
Genehmigung des Vorſtandes einzuholen. Zur 
Gültigkeit der Verträge iſt dieſe Genehmigung 
nicht erforderlich; 

) die nach Maßgabe des Statuts und der Aus⸗ 
führungsvorſchriften von ihm angedrohten und 
feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, die den Betrag 
von dreißig Mark jedoch nicht überſteigen 
dürfen, ſowie Koſten (58 6 und 18) zur Ge⸗ 
noſſenſchaftskaſſe einzuziehen. 

$ 14. Die genoſſenſchaftlichen Anlagen werden 
in regelmäßige Schau genommen, die jährlich zwei⸗ 
mal, im Frühjahr und im Herbſte, ftattzufinden hat. 
Der Schautermin wird nach Benehmen mit der 
Aufſichtsbehörde und dem Melioratlonsbaubeamten 
von dem Vorſteher möglichſt vier Wochen vorher an- 
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beraumt und auf ortsübliche Weiſe rechtzeitig bekannt 
gemacht. Der Vorſteher leitet die Schau. Die 
ubrigen Vorſtandsmitglieder ſind dazu einzuladen. 
uch die anderen Genoſſen ſind berechtigt, an 
der Schau teilzunehmen. 
Das Ergebnis der Schau iſt in einem Proto⸗ 
kolle, für deſſen Aufbewahrung der Vorſteher zu 
ſorgen hat, niederzulegen. Die Aufſichtsbehörde iſt 
befugt, die Arbeiten, welche nach techniſchem Ermeſſen 
zur Unterhaltung der der Schau unterliegenden An⸗ 
lagen notwendig ſind, erforderlichen Falls auf Koſten 
der Genoſſenſchaft ausführen zu laſſen. Ueber Be⸗ 
ſchwerden gegen ſolche Anordnungen der Auffichts- 
behörde entſcheidet der Negierungspräfident endgültig. 
8 15. Die Verwaltung der Kaffe führt ein 
Rechner, welcher von dem Vorſtande auf fünf Jahre 
gewählt und deſſen Entſchädigung vom Vorſtande 
feſtgeſtellt wird. Die Aufſichtsbehörde kann jederzeit 
die Entlaſſung des Rechners wegen mangelhafter 
Dienſtführung anordnen. Dies iſt bei Anſtellung 
des Rechners durch Vertrag auszubedingen. 

$ 16. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der 
Genoſſen unterliegen: 

1. die Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren 

Stellvertreter; 

2. die Feſtſetzung der dem Vorſteher zu gewähren⸗ 
den Entſchädigung; 

3. die Wahl der Schiedsrichter und deren Stell⸗ 
vertreter; 

4. die Abänderung des Statuts. 

§ 17. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 
erforderliche Generalverſammlung beruft die Auf⸗ 
ſichtsbehörde, welche auch zu den in dieſer Ver⸗ 
ſammlung erforderlichen Abſtimmungen eine vor⸗ 
läufige Stimmliſte nach den Flächenangaben des 
Grundſtücksregiſters des Genoſſenſchaftsgebietes auf⸗ 
zuſtellen hat. 

Die weiteren Generalverſammlungen ſind in 
den geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen (8 60 des 
Waſſergenoſſenſchafts⸗Geſetzes), mindeſtens aber alle 
fünf Jahre durch den Vorſteher zuſammenzuberufen. 

Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen⸗ 
ſtände der Verhandlung durch ortsübliche Bekannt⸗ 
machung in der Gemeinde Bralitz. 

Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung 
1955 ein Zwiſchenraum von mindeſtens zwei Wochen 
iegen. 

Die Verſammlung ift ohne Rückſicht auf die 
Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. 

Der Vorſteher führt den Vorſitz. 

Die Generalverſammlung kann auch von der 
Aufſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In 
dieſem Falle führt ſie oder der von ihr ernannte 
Kommiſſar den Vorſitz. 

§ 18. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit⸗ 
gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigentum an 
Grundſtücken, über das Beſtehen oder den Umfang 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungs⸗ 


rechten oder über etwaige, auf beſonderen Rechts⸗ 
titeln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der 
Parteien entſtehen, gehören zur Entſcheidung der 
ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, 
welche die gemeinſamen Angelegenheiten der Ge⸗ 
noſſenſchaft oder die vorgebliche Beeinträchtigung 
einzelner Genoſſen in ihren durch das Statut be⸗ 
gründeten Rechten betreffen, von dem Vorſteher 
unterſucht und entſchieden, ſoweit nicht nach dem 
Statut oder nach geſetzlicher Vorſchrift eine andere 
Stelle zur Entſcheidung berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, 
ſofern nicht eine andere Behörde ausſchließlich zu: 
ſtändig iſt, jedem Teile die Anrufung der Entſchei⸗ 
dung eines Schiedsgerichts frei welche binnen zwei 
Wochen, von der Bekanntmachung des Beſcheides an 
gerechnet, ſchriftlich bei dem Vorſteher angemeldet 
werden muß. Die Koſten dieſes Verfahrens ſind 
dem unterliegenden Teil aufzuerlegen. 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vor⸗ 
ſitzenden, welchen die Aufſichtsbehörde ernennt, und 
aus zwei Beiſitzern. Dieſe werden nebſt zwei Stell⸗ 
vertretern von der Generalverſammlung nach Maß⸗ 
gabe der Vorſchriften des Statuts gewählt. Wähl⸗ 
bar iſt jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnorts 
zu den öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und 
nicht Mitglied der Genoſſenſchaft iſt. 

Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
worüber im Streitfall die Aufſichtsbehörde endgültig 
entſcheidet, jo iſt der Erſatzmann aus den gewählten 
Stellvertretern oder erforderlichen Falles aus den 
wählbaren Perſonen durch die Aufſichtsbehörde zu 
beſtimmen. 

§ 19. Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden 
Bekanntmachungen find unter ihrem Namen (8 2) 
zu erlaſſen und vom Vorſteher zu unterzeichnen. 

Die für die Oeffentlichkeit beſtimmten Bekannt⸗ 
machungen der Genoſſenſchaft werden in das Kreis⸗ 
blatt des Kreiſes Königsberg N.⸗M. aufgenommen. 

8 20. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen 
nicht auf einer, dem 8 69 des Waſſergenoſſenſchafts⸗ 
Geſetzes entſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, 
kann ſie auch im Wege der Vereinbarung auf den 
Antrag des Aufzunehmenden durch einen, der Zu⸗ 
ſtimmung der Aufſichtsbehörde bedürftigen Vorſtands⸗ 
beſchluß erfolgen. 

Vorſtehendes Statut, welchem die Beteiligten 
zugeſtimmt haben, wird auf Grund der 88 57 und 82 
des Geſetzes, betreffend die Bildung von Waſſer⸗ 
genoſſenſchaften, vom 1. April 1879 genehmigt. 

Berlin, den 25. Januar 1904. 

(L. 8.) Der Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Im Auftrage: Hermes. 
Das vorſtehende Statut wird nach 8 58 des 
10 
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Geſetzes betreffend die Bildung von Waſſergenoſſen⸗ 
ſchaften vom 1. April 1879 hiermit verkündet. 

Frankfurt a. O., den 8. Februar 1904. 

(L. 8.) Königliche Generalkommiſſion 
für die Provinzen Brandenburg und Pommern. 
Meyer. 
Per ſonal⸗Chronik. 

(J) Seine Majeſtät der König haben den 
Rentenbank⸗Buchhalter Kloſe zu Berlin zum Rech⸗ 
nungsrat zu ernennen geruht. 

(2 Der Kataſterlandmeſſer Degenhart in 
Croſſen iſt zum Kataſterkontrolleur ernannt und ihm 
vom 1. April d. Js. ab die Verwaltung des Kataſter⸗ 
amtes Croſſen endgültig übertragen. 

(3 Der Vorſchullehrer am Realprogymnaſium 
in Wolgaſt Friedrich Gomoll iſt vom 1. April 1904 
ab als Vorſchullehrer an dem Königlichen Gym⸗ 
naſium zu Landsberg angeſtellt worden 

(4) Im Kreiſe Croſſen a. O. iſt ernannt 
worden der Wirtſchafts⸗Inſpektor Zietzſchmann in 
Drehnow zum Amtsvorſteher⸗Stellvertreter für den 
Amtsbezirk Drehnow. 

(5) Im Kreiſe Sorau ſind ernannt worden 
der Königliche Domänenpächter Lietze in Sablath 
zum Amtsvorſteher für den Amtsbezirk Sablath, 
der Amtmann Paul Brandt in Eulo zum Amts⸗ 
vorſteher⸗Stellvertreter für den Bezirk Eulo, der 
Gutsverwalter Nerlich in Jeſſen zum Amtsvorſteher⸗ 
Stellvertreter für den Bezirk Dolzig und der Kauf⸗ 
mann und Leutnant d. R. Lehmann in Liebsgen 
zum Amtsvorſteher⸗Stellvertreter für den Amts⸗ 
bezirk Gersdorf. 

(6 Verſetzt: Der Poſtdirektor Dr. Menzel 
von Finſterwalde (Niederl.) nach Hamburg, der Poſt⸗ 
inſpektor Krüger von Forſt (Lauſ.) nach Bielefeld, 
der Ober⸗Poſtſekretär Schur von Finſterwalde 
(Niederl.) nach Berlin. 

Uebertragen: dem Ober-Poſtpraktikanten 
Olbrich aus Breslau eine Kaſſiererſtelle bei dem 
Poſtamte in Forſt Lauſ.) 

(7) Perſonalveränderungen 

im Bezirk des Kammergerichts im Monat 

Januar 1904. 
J. Richterliche Beamte. 

Ernannt ſind: der Kammergerichtsrat Uhle zum 
Geheimen Juſtizrat und vortragenden Rat im Juſtiz⸗ 
miniſterium, der Landgerichtsrat Dr. Lilienthal vom 
Landgericht ! in Berlin zum Kammergerichtsrat, die 
Gerichtsaſſeſſoren Hennig und von Kroecher zu Amts⸗ 
richtern in Templin beziehungsweiſe Wittſtock. Der 
Kaufmann Heymann und der Fabrikbeſitzer Oskar 
Fleck in Berlin ſind zu ſtellvertretenden Handels⸗ 
richtern bei dem Landgericht 1 in Berlin wieder⸗ 
ernannt. Der Amtsgerichtsrat Dr. Bruck vom Amts⸗ 
gericht J in Berlin ift penfiontert, der Landgerichts⸗ 
direktor, Geheimer Juſtizrat Humbert vom Land⸗ 
gericht J in Berlin und der Landgerichtsrat Arndt 
in Neu⸗Ruppin ſind geſtorben. 


II. Gerichtsaſſeſſoren. 

Zu Gerichtsaſſeſſoren ſind ernannt: Die Refe⸗ 
rendare Dr. Gentzen, Dr. Witte, Dr. Liebenow, 
Dr. Perkuhn, Dr. Philipp, Dr. Jacobſohn, Behrends, 
Dr. Sonnenbrodt und Dr. Michelſohn. Entlaſſen 
ſind aus dem Juſtizdienſte die Gerichtsaſſeſſoren: 
Püſchel infolge ſeiner Zulaſſung zur Rechtsanwalt⸗ 
ſchaft bei dem Amtsgericht in Lüchow, Dr. Strous⸗ 
berg auf ſeinen Antrag und Dr. Dultzig infolge 
feiner Ernennung zum Regierungsaſſeſſor. 

III Staatsanwaltſchaft. 

Der Bürgermeiſter Sonnenberg iſt zum Amts⸗ 
anwalt in Meyenburg ernannt. 

IV. Rechtsanwälte und Notare. 

In der Liſte der Rechtsanwälte ſind gelöſcht: 
der Juſtizrat König und der Rechtsanwalt Dr. Petzall 
bei dem Kammergericht, der Rechtsanwalt Haus 
Bergmann bei dem Landgericht I in Berlin und der 
Rechtsanwalt Fügart bei dem Landgericht in Neu⸗ 
Ruppin. 

In die Liſte der Rechtsanwälte ſind eingetragen: 
der Rechtsanwalt Hans Bergmann vom Landgericht I 
in Berlin bei dem Landgericht II in Berlin, der 
Rechtsanwalt Fügart aus Neu-Ruppin bei dem 
Amtsgericht in Perleberg und die Gerichtsaſſeſſoren 
Dr. Reisner bei dem Landgericht in Neu: Ruppin, 
Willy Krüger und Dr. Artur Nußbaum bei dem 
Landgericht I in Berlin und Hugo Bergmann bei 
dem Amtsgericht II in Berlin mit dem Wohnſitz in 
Lichtenberg. Dem bei dem Amtsgericht TI in Berlin 
zugelaſſenen Rechtsanwalt Rohde in Lichtenberg bei 
Berlin iſt die Verlegung ſeines Wohnſitzes nach 
Friedrichsfelde bei Berlin und dem bei demſelben 
Gericht zugelaſſenen Rechtsanwalt Wendlandt die 
Verlegung ſeines Wohnſitzes nach Schöneberg bei 
Berlin geſtattet. 

Der Rechtsanwalt Fügart in Perleberg iſt zum 
Notar ernannt und dem Notar, Juſtizrat König in 
Berlin iſt die nachgeſuchte Entlaſſung aus dem 


Amte erteilt. 
V. Referendare. 


Zu Referendaren find ernannt die bisherigen 
Rechtskandidaten Wienke, Klinke, Kell, Ginsberg, 
Kade, Kern, Alexander, Ernſt Krüger, Eichberg, 
Sachau, Timann, Alfred Abrahamſohn, Bathmann, 
von Ditfurth, Holz und Daege. Die Referendare 
Dr. Mittag, Dr. Knorr und Lehnert ſind aus dem 
Juſlizdienſt ausgeſchieden. 

VI. Subalternbeamte. 

Ernannt find: der Gerichtsſchreiber Kaemnitz 
vom Landgericht in Frankfurt a. O. zum Gerichts⸗ 
ſchreiber bei dem Kammergericht, der Aktuar Hermann 
Meyer zum Gerichtsſchreiber bei dem Amtsgericht II 
in Berlin, der Aktuar Pleſſow zum Gerichtsſchreiber 
bei dem Landgericht l in Berlin und der Aktuar 
Krüger zum Gerichtsſchreiber bei dem Amtsgericht I 
in Berlin. Der Militäranwärter Friedrich Prillwitz 


— 
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iſt zum Gerichtsſchreibergehilfen bei dem Landgericht I 
in Berlin ernannt. 

Verſetzt find: der Gerichtsſchreiber Hanſen vom 

mtsgericht in Wuſterhauſen a. Doſſe an das Amts⸗ 
gericht I in Berlin, der Gerichtsſchreiber Artur Schulz 
aus Neu⸗Ruppin an das Amtsgericht II in Berlin, 
der Gerichtsſchreibergehilfe Runge vom Amtsgericht 
in Prenzlau als Aſſiſtent an die Staatsanwaltſchaft 
bei dem Landgericht in Cottbus und der Gerichts⸗ 
vollzieher Stehr vom Amtsgericht 1 in Berlin an 
das Amtsgericht in Cüſtrin. 

Penſioniert ſind: der Gerichtsſchreiber Hildebrand 
vom Amtsgericht in Eberswalde, der Gerichtsſchreiber 
Koscinsfi vom Amtsgericht in Wittenberge, der 
Gerichtsſchreiber Kleinſchmager vom Landgericht II 
in Berlin und der Gerichtsvollzieher Bielcke vom 
Amtsgericht I in Berlin, 

Der Kanzleirat Zachow und die Gerichtsſchreiber 
Oskar Hoyer und Mohrung vom Amtsgericht 1 in 
Berlin ſowie der Gerichts vollzieher Hildebrandt in 
Cüſtrin ſind geſtorben. 

g Vermiſchtes. 

„ (1) Der bisherige Pfarrer zu Starzeddel, 
Diözeſe Guben, Heinrich Wilhelm Ernſt Koch iſt 
zum Pfarrer der Parochie Vietz, Diözeſe Lands⸗ 
berg a. W. II, beſtellt worden. 

(2 Der bisherige Hilfsprediger Schulz iſt zum 
Pfarrer der Parochie Nieder⸗Ullersdorf, Diözefe 
Sorau, beftellt worden. 

(3) Die Rektorſtelle in Fürſtenfelde, Kreis 
Königsberg Nm., wird zum 1. April d. Is. frei. 
Bewerber, die zugleich die Befähigung für die mit 
dem Rektorate verbundene Hilfspredigerſtelle beſitzen, 
wollen ſich bei der unterzeichneten Regierung, Ab⸗ 
teilung für Kitchen» und Schulweſen, bei Einreichung 
ihrer Zeugniſſe melden. 

Frankfurt a. O., den 10. Februar 1904. 

KRoönigliche Regierung; 

Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 

. bon Schroetter. 

(4) Bei dem Konſiſtorium der Provinz iſt 
Anzeige gemacht über folgende Geſchenke. welche 
neuerdings den mit den Diözeſen nachbenannten 
Kirchen pp des Regierungsbezirks Frankfurt a. O. 
geſpendet wurden. 

Von Seiner Mazeſtät dem Kaiſer und Könige 
und Ihrer Majeſtät der Kaiferin und Königin an 
die Kirche zu Balz, Diözeſe Landsberg II, 500 Mk. 
zur inneren Ausſtattung. 

Von Ihrer Mafſeſtät der Kaiſerin und Königin 
an die genannte Kirche, ſowie an die Kirchen zu 
Johanneswunſch, Diszeſe Landsberg I, und 
Roſengarten, Diözeſe Frankfurt!, je eine Altarbibel. 

Außerdem: Arnswalde. K. Zühlsdorf. 1. 
Gärtner Dolgner 600 Mk. Calau. K. Peters. 
bain, 2. Gmdeglieder 602,80 Mk. z Erneuer. d. 
rdel. K. Lübbenau. 3. Gräfin zu Lynow 
Altarbekleid., Bibelkiſſen, 2 Altarſträuße, 2 Vor⸗ 


hänge. Cottbus. K. Peitz. 4. Gmdeglieder. 
Alt.⸗, Kanzel⸗ und Taufſteinbekleid., 6 Wandleucht. 
Croſſen J. K. Kurtſchow. 5. Fr. Pf. Martiny 
Altarlinum. 6. Fr. Pf. Vorhauer Arbeit und Spitze 
z. Altarlinum. Cüſtrin. K. Hälſe. 7. Rent. 
Kiele Altarteppich. Frankfurt I. K. Müllroſe. 
8. Fr. Noack Altardecke. Frankfurt II. K. Guſow. 
9. Gräfin v. Schönburg Altardecke u. Altarteppich. 
10 Fr. Baumſtr. Ziechmann Alt.⸗ u. Kanzelbekleid. 
11. Fr. u. Jungfr. d. Gmde. Altar⸗ u. Kanzelbekleid. 
12. Frl. Klette Velum. 13. Fr. Lehrer Klette 
Krankenfahrſtuhl f. d. Gemeindediakonie. Lands⸗ 
berg I. K Himmelſtädt. 14. Fr. Dietz v. Bayer 
Alt.⸗, Kanzel⸗ u. Leſepultbekleid. K. Johannes⸗ 
wunſch. 15. Gutsverwalter Handtmann Orgel. 
16. Täufling Frieda Simon Taufſteindecke. 17. Pf. 
Heuſermann Hoſtiendoſe. 18. Fr. Pf. Heuſermann 
Altardecke. K. Schöne wald. 19. Gmde. Altar: 
teppich. K. Blockwinkel⸗Plonitz. 20. Gmde. 
desgl. K. Dechſel. 21. Gmdeglieder. 12 Alt., 
Kanzel⸗, Leſe⸗ u. Orgelpultdecken. Landsberg II. 
K. Berneuchen. 22. Fr. v. d. Borne Altarläufer. 
K. Wuſterwitz. 23. Rittergutsbeſ. Müller Kron⸗ 
leuchter. 24. Fr. Rittergutsbeſ. Müller Altargemälde. 
K. Balz. 25. Fr. u. Jungfr. d. Gmde. Altar⸗ 
teppich, Kanz.⸗ u. Leſepultantependium, Taufbecken. 
26. Diakoniſſin Junge Schutzdecken für die Abend⸗ 
mahlsgeräte 27. Frl. Minna Junge Alt- u. 
Taufſteindecken. 28. Frl. Helene Junge desgl. 29. 
Frl. Gläſer desgl. 30. Frl. Siewert desgl. 31. 
Gmdeglieder. 500 Mk. z. Beſchaffung v. Glocken. 
K Pyrehne. 32. Ung. 2 Kanzelleucht. 33. General- 
major z. D. v. Flotow Gemälde f. d. Altarraum. 
Luckau. K. Wendiſch⸗Drehna. 34. Gmdeglieder. 
Altarkniekſſen. K. Drahmsdorf. 35. Patr. 
Landesdirektor Freih v. Manteuffel 75 Mk. z. 
Wiederherſtellung d. uralten Taufengels. 36 Land: 
ſtände der Prov. Brandenburg 75 Mk. desgl. K. 
Gahro. 37. Gmdeglieder. Abendmahlskanne. K. 
Golßen. 38. Konfirm. 2 Altarkerzen, Altardecke. 
K Goßmar. 39. Ww Dehns 10 Mk. z. Orgel. 
Lübben. K. Gr. Briefen. 40. Gmde. 170 Mt. 
5 Anſchaff. eines Kruzifix, 2er Altarleucht. u. 2er 
Stühle. Soldin. K. Kienitz. 41. Hegemſtr. 
Kuntze Abendmahlsgeräte. K. Richnow. 42. Fr. 
Pf. Berndt Altarteppich. K. Wuthen ow. 43. 
Patr. Nittergutsbeſ. Wurl Kronleucht., 2 Lieder⸗ 
tafeln. 44. Gmdeglieder. Kronleucht., Bahrtuch. 
45. Frl. Winter Altarbibel. 46 Pf. Gloatz Opfer⸗ 
büchſe. K. Pitzerwitz. 47. Juſtizrat Aulig u. Fr. 
3 Apſis⸗ u. 1 Sakriſteifenſter, Alt., Kanzel⸗ u. 
Taufſteinbekleid. 48. Fr. Held Kirchenfenſter. 49. 
Fr. Rittergutsbeſitzer Dudy 2 Altarleucht, Kruzifix 
u. Kirchenfenſter. 50. Die 3 Töchter d. Vorgenannten 
Altarteppich. 51. Gmdeglieder. u. Pfarrer Tauf⸗ 
kanne und Ciborium. 52. Frl. Sternberg Corporale. 
Sternberg I. K. Kohlow. 53. v. we 
Abendmahlsteller u. Renov. d. alten Abendsmahls⸗ 
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geräte. Züllichau. K. Rentſchen. 54. Bauer⸗ Die Aufnahmen für das Sommer: Halbjahr 
ausgedinger Breſſel 20 Mk z. Orgel. K. Skampe. 1904 beginnen am 18. April, die Vorleſungen am 
55. Ung. Kelchlöffel. 22. April d. Js. 

Berlin SW. 12, den 21. Januar 1904. Proſpekte und Lehrpläne verſendet das Sekretariat 


Königliches Konſiſtorium der Provinz Brandenburg. der Akademie auf Anſuchen koſtenfrei. 
2 Auskunft über den Eintritt und den Studien⸗ 


D. Schmidt. gang erteilt 
e Tierärztliche Hochſchule 9 Der Direktor 
Das Sommer⸗Semeſter 1904 beginnt am r 3 1 er: 
15. April 1904. e e 
(7) Mit Gültigkeit vom 15. Februar d. Js. 


Nähere Auskunft erteilt auf Anfrage unter Zu⸗ ab ift zu unſerm Tarif ein Nachtrag III er⸗ 
ſendung des Programms und Vorleſungsverzeichniſſes a Derſelbe 0 außer 19 55 Ergän⸗ 
Die Direktion. Dr. Dammann. zungen der „Allgemeinen Beſtimmungen“ Stations⸗ 
(6) Königliche land wirtſchaftliche Aka- frachtſätze für die Strecke Lübben Anſchluß bis Lübben 
demie Bonn⸗Poppelsdorf in Verbindung mit ! Oft und neue Sätze für die Rampen 1— VII für 
der Rheiniſchen Friedrich Wilhelms-Uni⸗ | Langholz, Brenn- und Grubenholz. 

verſität Bonn. Betriebs⸗Verwaltung der Spreewaldbahn. 
(8) Ausſchreiben der von den Mitgliedern der Städtefeuerſozietät der Provinz Brandenburg 

für das 11. Halbjahr 1903 zu entrichtenden Beiträge. Für das II. Halbjahr 1903 ſind aufzubringen: 
1. Vergütungen für Brand⸗ und Blitzſchäden, einſchließlich der Abſchätzungsgebühren und Prämien 211 365 M. 

2. Gemeinnützige Ausgaben und Verwaltungskoſten „„ „ n ee, 

3. Rückverſicherungsbeiträge. N ; 126 636 „ 
zuſammen 386 2-3 M. 

e e 70, ze 
Mithin Bedarf 280 626 M. 
Auf Grund des Beſchluſſes des Direktorialrates der Sozietät vom 29. v. WS. werden ausgeſchrieben 
von 104 452 350 M. Verſicherungsſumme in Kl. IA zu 5 Pf. vom Hundert 18 801 M. 42 Pf. 


Durch Rückverſicherung, Zinſen und andere Einnahmen ſind gedeckt 


„3838 397 475, " er * r En 

„ 30 280 775 „ " Ar Ben u ee m v 16 301 „ 

77 5 740 425 " * 6 IIA * 6 * " 7 8 444 * 25 " 

" 99 963 800 7 7 "on Un 9 nn " 89 967 ” 42 „ 

„ 13 170 050 „ 1 e a 23 706 „ 09, m 

„ 8798 075, 7 e,, Ye 

5 3 955 100 „ > % IB mn „ Ie 
2186 275. „ * „ IV „ “ 9 182. „ 36 „ 

„ 1839 825 „ - one 1 12 142 „ 85 „ 
überhaupt von 608 784 150 M. beitragspflichtiger Verſicherungsſumme 305 456 M. 51 Pf. 
dazu „ 1161 250 „ Exploſionsverſicherungsſumme in Klaſſe 1 Ie e ie 

4 749 800 „ * * II 149 „6 4 

305 722 M. 60 Pf. 

Auf Grund des 8 62 des Reglements find hiervon erlaſſen en. meal 21.236 „ 09 
284 386 M. 51 I. 

654 „ 53 „ 


Dagegen werden an Zuſchlägen erhoben en 
ergeben ſich 285 141 M. 04 Pf. 
. 132329 „ 26 
II N. 78 Pf. 

280 626 „ — 


mithin Fehlbetrag 9 314 M. 22 Pf. 


Hiervon ſtehen den Magiſträten 5 bezw. 4 vom Hundert zu mit 
ſo daß zur Deckung des Bedarfs verfügbar bleiben a 
Der letztere beträgt rr 


2 


welcher dem Beſtande der laufenden Verwaltung entnommen wird. 

Die Magiſträte der beteiligten Städte wollen hiernach die von den Mitgliedern der Sozietät zu 
entrichtenden Beitrage ungeſäumt einziehen und binnen vier Wochen — 5 67 des Reglements — an die 
Brandenburgſche Landeshauptkaſſe hierſelbſt abführen. 

Berlin, den 9. Januar 1904. Der Direktor der Städtefeuerſozietät der Provinz Brandenburg, 
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